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Vorwort

Liebe MITstreiterinnen und 
MITstreiter,

Männern wird ja bisweilen nachgesagt, 
dass sie in manchen Lebenssituationen 
das von der Natur vorgesehene Denk-
organ, das Gehirn, ausschalten und das 
Zentrum zur Bestimmung ihres Tuns und 
Handelns in ein kleines Säckchen ver-
lagern. Kommen dann auch noch Rausch-
mittel hinzu, meistens Alkohol, wird das 
Ausmaß der damit anheim gehenden 
Peinlichkeiten noch einmal exponentiell 
verstärkt.

In der Politik gibt es dieses Phänomen 
auch. Wie es sich politisch korrekt ge-
hört, ist dieses Phänomen hier aber nicht 
auf ein Geschlecht beschränkt, sondern 
befällt alle Geschlechter, wie viele auch 
immer dies sein mögen, gleichermaßen. 
Zugegeben, das Säckchen von dem hier 
die Rede ist, ist schon verledert. Es erfüllt 
aber seinen Zweck gleichermaßen. Es 
sorgt dafür, dass sämtliche Protagonisten 
ihr naturgegebenes Denkorgan völlig ab-
stellen können und ihre Entscheidungen 
nur noch mit Hilfe dieses Säckchens 
treffen können. Auch der oben schon 
erwähnte Einfluss von Rauschmitteln 
führt zu denselben exponentiellen 
Verstärkungen an Peinlichkeiten und 
persönlichen Fehleinschätzungen. Das le‑ 
derne Säckchen, von dem die Rede ist, 
ist natürlich der Staatssäckel und das 
hier oft angewandte Rauschmittel heißt 
Macht. Die süßeste Macht ist die, von der 
man gar nicht weiß, warum man zu ihr ge-
langt ist. Trotz nicht vorhandener Schul-
abschlüsse, obwohl man offensichtlich 

fachlich völlig inkompetent ist und ob-
wohl es eigentlich völlig unmöglich sein 
sollte, ein Wahlvolk sechszehn Jahre lang 
oder sei es nur für den Wahlkampf der-
art einzuschläfern, dass es scheinbar gar 
nicht mehr wahrnimmt, von wem es re-
giert wird, wer es trotz all dieser Gegen-
sätze schafft, einen Ministerposten oder 
gar Kanzler bzw. Kanzlerin zu werden, der 
verfällt offenkundig vollends dem Rausch 
dieser Macht. 

Es ist ernüchternd, dass dieses klei-
ne Säckchen scheinbar das einzig ver-
bliebene Mittel und Basis politischen 
Handelns unserer heutigen Generation, 
der Generation „Koste es, was es wolle“, 
geworden ist. Jede geopolitische Heraus-
forderung der letzten 20 Jahre (Schulden-
krise, Flüchtlingskrise, Corona, Klima-
wandel), aber auch die innenpolitischen 
Themenstellungen (Arbeit, Energie, 
Immobilien etc.) werden nur noch mit 
diesem Säckelchen entschieden. Es gibt 
keine Strategie mehr, keinen Plan, der 
darauf ausgelegt ist, dass am Ende mehr 
in dem Säckchen drin ist als vorher. Im 
Gegenteil, ob bewusst oder unbewusst, 
werden wahllos, sinnlos und konzept-
los Entscheidungen getroffen, deren oft 
fatale Folgen und Fehler schlussendlich 
immer vom Staatssäckel ausgebessert 
werden müssen. Im Grunde ist der 
Staatssäckel der Freibrief für alle Hirn-
losen in Berlin, Stuttgart und allen ande-
ren Hauptstätten dieser Nation, welcher 
dafür sorgt, dass jedes noch so willkür-

liche, ideologische und opportunistische 
Handeln abgedeckt wird.

Und nun mischen wir also auch noch in 
einem Krieg mit. Ohne Plan, ohne Strate-
gie, koste es, was es wolle.

Jedes einzelne der oben genannten The-
men hätte einer Strategie bedurft und zu-
mindest mal dem Ansatz eines Plans, wie 
man welches, wie auch immer geartete 
Ziel erreichen möchte. Diese Strategie, 
diese Pläne dürfen aber nicht erst ent-
stehen, wenn das Kind im Brunnen liegt. 
Diese müssen langfristig vorbereitet und 
durchgeführt werden. Es sind nämlich 
vor allem die Richtungswechsel, welche 
uns, uns Steuerzahler, immer am meisten 
kosten. Siehe die Energiepolitik, siehe die 
Klimapolitik und siehe nun auch die Russ-
landpolitik. Bei solchen Schlingerkursen 
kann einem ja nur schlecht werden. 

Die Frage zur heutigen Ausgabe vom Wifo 
war: Wie hat Corona unsere Gesellschaft 
verändert? Gar nicht. Wir lassen immer 
noch die gleichen Schwachsinnigen an 
unsere Säckchen und verhelfen Ihnen 
regelmäßig zu noch ausschweifenderen 
Rauschzuständen. 

Ihr
Daniel Hackenjos

Daniel Hackenjos, Stv. Landesvorsitzender der MIT 
Baden-Württemberg
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Das deutsche Gesundheitssystem gilt seit Jahrzenten als vor-
bildhaft. Wer kann, möchte in Deutschland behandelt werden. 
Wer hier lebt, wird beneidet.

Zwar gab es immer wieder Unkenrufe aus medizinischen Krei-
sen, dass es so wunderbar gar nicht aussehe - Budgetierung, 
Personalmangel und fehlende Investitionen wurden gerne 
als dringlichste Probleme aufgezählt, doch so richtig wahr-
genommen wurden diese Einwürfe nicht.

2020 folgte die Coronapandemie. Ärzte und Pflege wurden 
gefeiert wie nie zuvor. Plötzlich wurde allen bewusst, dass 
jeder nur „eine“ Gesundheit hat. Wie nie zuvor versuchte man, 
Gehör für Probleme und Sorgen im Gesundheitswesen zu 
haben. Das Rückgrat der Pandemie sollte bei Laune gehalten 
und auf keinen Fall verärgert werden, Bonuszahlungen für Kli-
niken waren dafür ein probates Mittel und viel Beifall.

Seitdem ist etwas Zeit vergangen. Hat die Coronapandemie 
also dem Gesundheitssystem geholfen? Dessen unschätzbare 
Bedeutung hervorgehoben, die Bediensteten und das System 
gestärkt und am Ende denjenigen geholfen, um die es geht: 
den Patienten?

Wir schreiben das Jahr 2022, das dritte Coronajahr. 

Das Gesundheitswesen im dritten Coronajahr

Personalmangel ist in aller Munde. Die Pflege fehlt, Ärzte 
fehlen, Stationen müssen geschlossen werden. Die Som-
mer-Coronawelle tut ihr Übriges. Immer wieder müssen Be-
handlungen und Operationen abgesagt werden, da Ärzte, 
Pflege oder Patienten an Covid-19 erkrankt sind. OP-Termine 
sind nicht mehr so leicht zu ergattern. Viele Patienten rennen 
ihren Behandlungen hinterher, da während der Coronapande-
mie immer wieder Termine abgesagt und verschoben wurden. 
Vor allem während der ersten Coronapandemie, als das Virus 
noch nicht wirklich einschätzbar war, wurden Nachsorge-, 
Vorsorge- und Früherkennungstermine gecancelt. So wurden 
am 16. März 2020 alle planbaren Krankenhausaufnahmen 
und Operationen verschoben, um (Intensiv-) Kapazitäten für 
Covid-19-Patienten freizuhalten. Für freigehaltene Covid-

19-Fälle gab es eine Tagespauschale von 560 Euro. Bei Unter-
schreitung des Versorgungsauftrages (z. B. Reduzierung von 
Sprechzeiten) gab es keine Sanktionierungen. Medizinische 
Fachgesellschaften veröffentlichten Handlungsempfehlungen 
zur Modifikation von Therapien unter Pandemiebedingungen, 
zum Beispiel Krebs. Am 25. März erfolgte die Aussetzung von 
Einladungen zum Mammografie-Screening. Bis heute kämpft 
das Gesundheitssystem mit den medizinischen Folgen dieser  
Entscheidungen. Nichts ist mehr, wie es war. Ein weitver- 
breitetes Chaos hat sich etabliert. Irgendwie regt sich jeder 
darüber auf - Patienten oder Bedienstete, irgendwie hat sich 
schon jeder damit abgefunden.

Die Stimmung beim Personal ist schlecht. Mehr als 2  Jahre 
Dauerstress, fehlende Planungssicherheiten, Dauer-
kompensationen des Chaos, genervte Patienten, eine enorme 
Zunahme der Arbeitsbelastung, Zeitdruck. Der Marburger 
Bund veröffentlicht jüngst eine Umfrage unter Klinikärzten. 
Jeder Vierte überlegt, den Beruf zu wechseln, 57 % geben 
an, pro Woche mindestens 49 Stunden zu arbeiten, 66 % 
beurteilen die personelle Besetzung im ärztlichen Dienst 
als eher schlecht bis schlecht. Dies alles führe zu Fehlent 
scheidungen und Fehlern in der Behandlung.

Mitverantwortlich für diese Situation ist das DRG-System 
(Diagnosis-Related-Groups-System). Ein Gesundheitssystem, 
dass Profit zum Ziel hat. Geld erhalten demnach Kranken-
häuser pro Diagnose bzw. Behandlung unabhängig von der 
Behandlungszeit. Rentabel zu sein, bedeutet, viele Patienten 
in kürzester Zeit (kurze Verweildauer) zu behandeln. 

Eingeführt wurde das „Fallpauschalensystem“ unter Bundes-
gesundheitsministerin Ulla Schmidt, eng beraten durch den 
heutigen Gesundheitsminister Karl Lauterbach. 

Das liebe Geld. Die Mehrausgaben im Gesundheitsetat wäh-
rend der Coronapandemie waren und sind enorm. Auf der 
Seite des Bundestages kann man dazu lesen: „Die „Ausgleichs-
zahlungen nach § 21 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes“ 
steigen nach den Beratungen des Haushaltsausschusses 
(20/1614, 20/1626) um 1,1 auf 5,7 Milliarden Euro an. Die 
„Leistungen des Bundes an den Gesundheitsfonds für SARS-
CoV-2-Pandemie verursachte Belastungen“ wachsen um 8,3 
Milliarden Euro auf 30,03 Milliarden Euro. Darin enthalten 

Der große Fußabdruck
Die Coronapandemie und ihre Folgen für das Gesundheitssystem - ein Blick aus der Klinik

Schwerpunkt
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ist unter anderem die Kostenübernahme für Corona-Tests in 
Höhe von 3,9 Milliarden Euro. Die „Leistungen des Bundes an 
den Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung für SARS-CoV-
2-Pandemie verursachte Belastungen“ werden in diesem Jahr 
mit 1,2 Milliarden Euro veranschlagt. Die Ausgaben für die 
Beschaffung von Impfstoffen werden um 830 Millionen Euro 
auf 7,09 Milliarden Euro angehoben, auch hier lag bereits eine 
außerplanmäßige Ausgabe vor.“

Abschließende Betrachtung

Geld fließt plötzlich ins System, auf was jahrelang vergeblich 
gewartet wurde. Nun verpufft es in der Pandemie, dient kei-
ner Reform, keiner Verbesserung der Zustände. 

Es kann kaum davon ausgegangen werden, dass nach der Pan-
demie nochmals so viel Geld für eine nachhaltige Strukturver-
änderung vorhanden sein wird. Schon jetzt kündigt sich eine 
Erhöhung der Krankenkassenbeiträge bei einem vorsichtig 
geschätzten Defizit von 17 Milliarden Euro der gesetzlichen 
Krankenkassen an. Würde dieser Fehlbetrag alleine über die 
Erhöhung der Zusatzbeiträge der Versicherten eingeholt wer-
den, so muss pro Kopf mit 500 Euro Mehrkosten pro Jahr (1 %) 
gerechnet werden.

Was früher geunkt wurde, ist nun evident. Die Coronapande-
mie hat die bereits bestehenden Probleme des Gesundheits-
systems verschärft und neue geschaffen. 
Da bleibt nur eins: gesund bleiben!�

Dr. Madline Gund,

madline.gund@gmail.com

Dr. Madline Gund, MBA und Beisitzerin im MIT-Landesvorstand
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Bei allen wichtigen aktuellen Themen geht der Blick der Pflege-
einrichtungen derzeit nach Stuttgart und in die übrigen Landes-
hauptstädte. Denn während der Bundesgesetzgeber zum Bei-
spiel bei der Pandemiebekämpfung oder der Fachkräftestrategie 
den Rahmen setzt, sind es die Landesparlamente und Landes-
regierungen, die die konkrete Ausgestaltung vornehmen. Hier 
also entscheidet sich, ob Pflegeeinrichtungen zusätzlich be-
lastet werden oder ob praxistaugliche und einfache Lösungen 
für große Herausforderungen gefunden werden.
Dabei bewegen die Pflegeeinrichtungen und die Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg momentan drei 
große Themen:
Eine Kostenentwicklung, wie wir sie derzeit bei Lebensmitteln, 
vor allem aber bei der Energie erleben, hat niemand voraus-
ahnen können. Selbst die politisch Verantwortlichen wurden 
von den Geschehnissen nach dem russischen Überfall auf die 
Ukraine weitgehend überrascht. Auch die Pflegeeinrichtungen 
und Einrichtungen der Eingliederungshilfe stehen nun vor einer 
einmaligen Situation: Sie erleben teils im Monatsrhythmus 
starke Steigerungen bei den Abschlagszahlungen für Strom 
und vor allem für Gas, wo sich die Kosten im Schnitt verdrei-
fachen, in einzelnen Fällen verzehnfachen. Eine solche Dy-
namik trifft jetzt auf eine Refinanzierungslogik, die auf lang-
fristige Verhandlungen mit den Kostenträgern und eine stets 
prospektive Kostenplanung setzt. Das kann nicht funktionie-
ren. Deshalb setzt sich der bpa auf der Bundesebene für einen 
Energie-Rettungsschirm ein, mit dem die Einrichtungen ihre 
unerwarteten und zusätzlichen Energiekosten direkt erstattet 
bekommen. Das würde auch die Pflegebedürftigen und die 
Sozialhilfeträger nicht zusätzlich belasten, die die üblichen Sach-
kostenerstattungen sonst zu einem großen Teil mitfinanzieren. 
Eine solche Regelung muss auf der Bundesebene gestaltet wer-
den. Alle Landespolitikerinnen und Landespolitiker sowie die 
Vertreterinnen und Vertreter der Kommunen, die letztlich die 
Last der zusätzlichen Sozialhilfekosten tragen müssten, sind 

Rainer Wiesner, Vorsitzender der Landesgruppe Baden-Württemberg des 
Bundesverbandes privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa)

Pflegerische Versorgung: 

Es kommt auf die 
Länder an Foto: Jürgen Henkelm

ann
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aber aufgerufen, sich intensiv dafür einzusetzen, schnell eine 
solche Lösung festzuschreiben. Der Winter, und mit ihm die 
drastischsten Preissteigerungen, kommt erst noch.

Pandemie:  
Länder müssen praktikable Vorschriften erarbeiten

In der Pandemiebekämpfung sind es von Anfang an die Län-
der, die die konkreten Maßnahmen gestalten. Ihre Aufgabe 
ist es jetzt, die Spielräume im neuen Infektionsschutzgesetz 
zu nutzen und für die Einrichtungen der Pflege und der Ein-
gliederungshilfe praktikable Vorschriften zu gestalten. Klar ist: 
Den engagierten Teams und den Betreiberinnen und Betreibern 
der Einrichtungen ist es zu verdanken, dass die Bewohnerinnen 
und Bewohner stationärer Einrichtungen sowie die von ambu-
lanten Diensten und in Tagespflegen versorgten Menschen ver-
gleichsweise gut durch die Pandemie gekommen sind. Inner-
halb weniger Wochen haben die Einrichtungen zu Beginn der 
Pandemie überzeugende Hygienekonzepte entwickelt, immer 
wieder neue Schutzmaßnahmen konsequent umgesetzt und 
letztlich intensiv für möglichst viele Impfungen unter den vul-
nerablen Personen geworben. Das Infektionsschutzgesetz will 
ihnen nun neue Konzepte, die es schon lange gibt, und spezielle 
Beauftragte vorschreiben, die nicht gebraucht werden. Hier gilt 
es auf Landesebene, im konstruktiven Dialog mit den Trägern 
der Einrichtungen und ihren Verbänden, auszuloten, welche 
Anpassungen in der Pandemiebekämpfung wirklich sinnvoll 
sind und von welchen bürokratischen Anforderungen die Ein-
richtungen entlastet werden können. Ein konkretes Beispiel: Die 
allgemeine Impfpflicht ist vom Tisch, die einrichtungsbezogene 
Impfpflicht läuft am 31.12.2022 aus. Trotzdem soll noch einmal 
der Booster-Status aller Beschäftigten aufwendig erhoben wer-
den. Bayern und NRW haben diese unnütze Abfrage bereits aus-
gesetzt. Hier sollte Baden-Württemberg nachziehen.

Sicherung des Personalbedarfs  
stellt große Herausforderung dar 

Auf lange Sicht kommt es aber vor allem auf die weitere Ge-
winnung von Pflegekräften an. Die Pflege- und Eingliederungs-
hilfeeinrichtungen haben in den letzten Jahren intensiv Arbeits-
bedingungen modernisiert, die Attraktivität des Berufes 
gesteigert und letztlich auch die Tarifpflicht umgesetzt. 100.000 
zusätzliche sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse 
sind entstanden, aber der Bedarf durch die wachsende Zahl 
pflegebedürftiger Menschen ist noch größer. Inzwischen gibt 
es in Baden-Württemberg ein auch pflegewissenschaftlich dia-
gnostiziertes Sicherstellungsproblem. Das Land und die Pflege-
kassen können den pflegebedürftigen Menschen nicht mehr die 
Pflege gewährleisten, die sie wollen und brauchen. Gleichzeitig 
gibt es viele junge Menschen oder Berufswechsler aus anderen 
Branchen, die sich für eine Aufgabe in der Pflege interessieren 
– im Inland ebenso wie im Ausland. Ihnen müssen möglichst 

viele Wege eröffnet werden. Dazu gehören niedrigschwellige 
Zugangsmöglichkeiten über Assistenzausbildungen ebenso 
wie eine beschleunigte Zuwanderung durch einfachere An-
erkennungsverfahren. Dass das Land Baden-Württemberg die 
zuständige Behörde personell aufgestockt hat, ist ein wichtiger, 
aber nicht ausreichender Schritt. Daneben müssen die Schul-
strukturen im Land massiv gestärkt werden. Dabei geht es nicht 
nur um eine auskömmliche Finanzierung der Pflegeschulen, 
sondern vor allem um Maßnahmen gegen den heute schon dra-
matischen Mangel an Lehrkräften. Pflegeschulen finden keine 
Pflegepädagoginnen und -pädagogen, weil bundesweit die ent-
sprechenden Studienplätze fehlen. Hier kann Baden-Württem-
berg mit dem Aufbau weiterer Studienkapazitäten eine wichti-
ge Basis dafür schaffen, dass genug Menschen den wichtigen 
Pflegeberuf erlernen können. Selbst das aber wird Jahre dauern. 
In der Zwischenzeit müssen auch Quereinsteiger und Bachelor-
Absolventen unterrichten dürfen, um den Lehrpersonalbedarf 
vorrübergehend zu decken.
Es kommt also auch auf die Länder an, um die pflegerische Ver-
sorgung langfristig zu sichern.�

Rainer Wiesner, 

baden-wuerttemberg@bpa.de, 

bpa.de

www.schwoererhaus.de

Günstige Aktionshäuser, Festpreis- 
garantie und transparente Angebote 
bis zum schlüsselfertigen Objekt: Familie 
Plickert hat sich den Wunsch vom indivi-
duellen und bezahlbaren Zuhause schon 
erfüllt. Wann sprechen wir über 
Ihre Träume?

Ausgabe 37/2021
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K
aum ein Bereich war in 
der Coronapandemie 
so massiv betroffen 
wie der Bildungssektor. 
Die Aussetzung des 
Präsenzunterrichts an  
Schulen und Hoch-

schulen und die Einrichtung einer 
Notbetreuung an Kindergärten und 
Schulen sind nur zwei der drastischen 
Maßnahmen der letzten Jahre. Die 
Maßnahmen wiesen einen derartig 
massiven Eingriff in Grundrechte auf, 
dass sie die Frage der Verfassungs-
konformität des Verbots von Präsenz-
unterricht an allgemeinbildenden 
Schulen gar vom Bundesverfassungs-
gericht geprüft wurde (1 BvR 971/21, 
1 BvR 1069/21). Auch wenn dieses 
Verbot verfassungskonform war, so än-
dert es nichts an den Warnungen des 
Präsidenten des Deutschen Lehrer-
verbandes, Heinz-Peter Meidinger, 
vor Bildungsrückständen einer ganzen 
Generation.

Die Pandemie als Brennglas  
für die Bildungskrise

Angesichts dieser Warnungen lohnt es, 
einen Blick auf das Bildungssystem zu 
werfen und zu fragen, in welcher Form 
und in welchem Ausmaß sich Bildungs-
rückstände bei der jungen Generation 
auftun. Es lohnt sich zu hinterfragen, 

für welche Bildungsrückstände die Co-
ronapandemie tatsächlich verantwort-
lich war und in welcher Dimension sich 
das Bildungswesen bereits vor der Co-
ronapandemie in einer schweren Krise 
befunden hat. Erst eine Ergründung 
dieser Kausalitäten erlaubt es, ziel-
genaue politische Maßnahmen zu er-
greifen, um Bildung aus ihrer aktuellen 
Krise zu holen.

Bildung als Grundlage  
des Wohlstands 

Die Bedeutung dieser Fragen wäre 
nach einem humboldtschen Bildungs-
ideal sehr weitreichend. Dies soll hier 
aber nicht in diesem weitreichenden 
Umfang Bestandteil der Analyse sein. 
Dieser Beitrag fokussiert ausschließ-
lich auf eine bildungsökonomische 
Perspektive. Er erörtert die Impli-
kationen für den individuellen und 

Prof. Dr. Andrea Wechsler, Professorin für 
Wirtschaftsprivatrecht, Hochschule Pforzheim, 
Beisitzerin im Landesvorstand der MIT Baden-
Württemberg 

Bildung in der Krise 
Implikationen für den individuellen und gesamtwirtschaftlichen Wohlstand
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gesamtwirtschaftlichen Wohlstand. 
Die Wissenschaft hat den Einfluss 
der Bildungsleistungen auf das Wirt-

schaftswachstum eindrücklich auf-
gezeigt (Hanushek und Wößmann 
2015). Das Institut der deutschen 
Wirtschaft weist dabei deutlich dar-
auf hin, dass weder die Quantität noch 
die Qualität der gut ausgebildeten 
jungen Menschen in Deutschland mo-
mentan ausreichend ist, um die Fach-
kräfteengpässe auszugleichen (vgl. 
iwkoeln.de) . 

Symptome der Bildungskrise –  
Lesekompetenz 

Dabei sind die Symptome der Bildungs-
krise mittlerweile bestens erfasst. So 
hat das Institut für Schulentwicklungs-
forschung der TU Dortmund den Stand 
der Lesekompetenz von Viertklässlern 
erfasst. Die Forschenden stellten fest, 
dass sich die mittlere Lesekompetenz 
von Schülerinnen und Schülern in der 
vierten Klassenstufe im Jahr 2021 von 
der Lesekompetenz Gleichaltriger 
im Jahr 2016 unterscheidet – ihnen 
fehlt ein halbes Schuljahr (ifs.ep.tu- 
dortmund.de). Mit hoher Wahrschein-
lichkeit hat die Pandemie kausal zu 
diesem Abfall der Lesekompetenz 
mitbeigetragen. 
Doch alleinig die Pandemie dafür ver-
antwortlich zu machen, springt zu 
kurz. Schon im Jahr 2018 zeigte die 

PISA-Studie zur Grundbildung im 
internationalen Vergleich, dass der 
Anteil leseschwacher Jugendlicher an 
nicht gymnasialen Schularten im Ver-
gleich zu 2009 und 2015 substanziell 
gestiegen ist auf 21 %. Somit waren 
schon vor der Pandemie rund ein Fünf-
tel der 15-Jährigen kaum in der Lage, 
den Sinn von Texten zu erfassen und zu 
reflektieren.

Symptome der Bildungskrise –  
Mathematikkompetenz 

Ähnlich zeigen sich die Vergleichs-
studien in den Bereichen der Ma-
thematik und Naturwissenschaften. 
Die Leistungen deutscher Schülerin-
nen und Schüler im Jahr 2018 waren 
deutlich schlechter als in den Jahren 
2012 und 2015. Rund ein Fünftel der 
15-Jährigen in Deutschland ist laut 
PISA-2018 als leistungsschwach zu be-
zeichnen. Unterschiedliche Ursachen 
sind zu nennen. Der sozioökonomische 
Status ist in allen PISA-Teilnehmer-
ländern ein einflussreicher Faktor 
bei den Leistungen in Mathematik 
und Naturwissenschaften: Sozioöko-
nomisch schwächere Schüler liegen 
bei den Leistungen deutlich hinter den 
privilegierten Schülern. Zwei weitere 
Faktoren für den Leistungsrückgang in 
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den Bereichen Mathematik und Natur-
wissenschaften sind nach Aussagen 
der Schulleitungen in Deutschland ein 
überdurchschnittlich hoher Mangel an 
Sachmitteln und Personal. 

Symptome der Bildungskrise –  
INSM Bildungsmonitor 

Aber nicht nur in internationalen Stu-
dien ist der Leistungsabfall deutscher 
Jugendlicher deutlich sichtbar. Der 
INSM Bildungsmonitor 2022 unter-
sucht, inwieweit das Bildungssystem 
eines Bundeslandes zum Wachstum 
und Wohlstand der Wirtschaft bei-
trägt (insm-bildungsmonitor.de). 

Dabei liegt Baden-Württemberg in der 
Gesamtwertung auf Platz 6 von 16. 
Potenziale sieht der Bildungsmonitor 
im Bereich der Internationalisierung 
(Platz 16) und bei der der Förder-
infrastruktur (Platz 14), d. h. bei dem 
Anteil der Kinder in einer Ganztages-
betreuung. Und bei den relativen 
Bildungsausgaben in den Grund-
schulen belegte Baden-Württemberg 
nur Platz 13 und bei den allgemein-
bildenden Schulen Platz 11. 

Auch hier wird deutlich, dass die Er-
gebnisse Baden-Württembergs nicht 
nur der Pandemie zugeschrieben wer-
den können. Im Jahr 2016 lag Baden-
Württemberg noch auf Platz 4 in der 
Bundesländer-Gesamtwertung. Dabei 
hatte sich das Bundesland schon da-
mals im Vergleich zu 2015 absolut 
verschlechtert. Schon damals war die 
Förderinfrastruktur deutlich unter-
durchschnittlich. Und schon damals 
war der Anteil hochqualifizierten Per-
sonals am Gesamtpersonal in Kinder-
tageseinrichtungen geringer als der 
Bundesdurchschnitt. 

Symptome der Bildungskrise –  
Verlagerung der Studienneigungen 

Ein weiteres Symptom der Bildungs-
krise ist die Verlagerung der Studien-
neigungen raus aus den MINT-Fä-
chern. Waren es im Jahr 2015/2016 
noch um die 120.000 Maschinenbau-
studierende, waren es bei absolut 
steigenden Studierendenzahlen nur 
noch knapp 95.000 im Jahr 2021/2022 
(Statista). Allein im Jahr 2020/2021 
nahm die Zahl der Neumeldungen in 
MINT-Studiengängen um 6 % im Ver- 

gleich zum Vorjahr ab. Die Impli- 
kationen aus bildungsökonomischer 
Sicht liegen auf der Hand. Schon heute 
sind die Bereiche Medizin, Ingenieur-
wesen im Maschinen- und Fahrzeug-
bau, Elektrotechnik, IT und Software-
entwicklung und Programmierung 
am stärksten vom Fachkräftemangel 
betroffen. 

Wege aus der Bildungskrise 

Es zeigt sich also, dass sich das 
Bildungswesen schon vor der Pande-
mie in einer substanziellen und mess-
baren Krise befand. Diese Krise ist 
durch die Pandemie wie durch ein 
Brennglas sichtbar geworden. Ange-
sichts dieser Drastik müssen nun die 
Wege aus der Bildungskrise dringend 
begangen werden. Ausgangspunkt 
für diesen Weg muss ein Verständnis 
sein, dass sich jeder in Bildung in-
vestierte Euro auszahlt. Messbar wird 
dies über die Größe „Return on Edu-
cation“. Das ifo Institut hat kalku-
liert, dass der Return on Education 
jedes zusätzlich in Bildung in-
vestierten Jahres in Deutschland bei 
10 % liegt (ifo.de). Auch die Ver-
besserung der Bildungsqualität 
würde sich direkt mit positiven Effek-
ten auf den Fachkräftemangel zeigen. 
Es folgt, dass die Ursachen der 
Bildungskrise an der Wurzel be-
kämpft werden müssen. Lehrer-
mangel und Erziehermangel müssen 
politisch prioritär behandelt werden. 
Gleichzeitig müssen die Themen 
Sprachbildung sowie MINT-Bildung 
einen wesentlichen Raum in allen 
Schultypen und der frühkindlichen 
Bildung erhalten. Nicht nur für den 
individuellen und gesamtwirtschaft-
lichen Wohlstand, sondern ins-
besondere auch für unsere Kinder, 
muss eine engagierte Politik wider 
die Bildungskrise absolute Priorität 
haben. �

Prof. Dr. Andrea Wechsler,

andrea.wechsler@gmx.de,

andrea-wechsler.de
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Die Coronapandemie und die Maßnahmen zur Eindämmung be-
einflussen seit mehr als zwei Jahren Gesellschaft und Wirtschaft 
massiv – nicht nur hierzulande, sondern weltweit. Noch immer 
sind die sozialen, politischen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Folgen schwer abzusehen. Sie standen deshalb im Fokus einer 
am Karlsruher Institut für Technologie (KIT) durchgeführten 
Studie zu möglichen langfristigen Effekten der Coronakrise. In 
diesem Beitrag werden Teilergebnisse zu ökonomischen Aspek-
ten vorgestellt.

Die Zeitstudie im Überblick

Kurze Zeit nach Ausbruch der Pandemie machten sich zahlreiche 
Akteure/-innen aus Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft daran, die Coronakrise und ihre vielfältigen Aus-
wirkungen verstärkt in den Blick zu nehmen und daraus Erkennt-
nisse zu erforderlichen Strategie- und Kurswechseln abzuleiten. Am 
Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) 
des KIT wurde Mitte 2020 daher das Projekt „Gesellschaftliche 
Folgen der Coronakrise – eine Zeitstudie“ ins Leben gerufen. Ziel 
des Projekts ist es, mittel- und langfristig relevante Fragestellungen 
und Wandlungserfordernisse, die sich im Zuge der Coronakrise für 
Politik, Gesellschaft und Wissenschaft ergeben, zu identifizieren, 
aber auch deren Lösungsansätze zu diskutieren. Das methodische 
Herzstück des Projekts bilden zwei Online-Umfragen aus der Mitte 
der Jahre 2020 und 2021, welche sich an Experten/-innen richte-
ten, die sich beruflich explizit mit Zukunftsfragen befassen. In der 
ersten Umfrage wurden die Zukunftsforschenden gebeten, 21 The-
sen zu pandemiebezogenen Themen hinsichtlich ihrer politischen 
und zeitlichen Relevanz sowie ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit zu 
bewerten. Die thematische Bandbreite der Thesen reichte dabei 
von der Digitalisierung über das gesellschaftliche Miteinander bis 
hin zu Klimaschutz und Energiewende. In einer zweiten Umfrage-
runde wurde über eine Auswahl von 11 der 21 Thesen möglichen 
Änderungen in der Einschätzung nach einem Jahr Pandemie nach-
gegangen. Zusätzlich gab es in beiden Umfragerunden eine offene 
Abschlussfrage zu Empfehlungen für politische Entscheider/-innen. 
An den Umfragen beteiligten sich sowohl 2020 als auch 2021 je-
weils über 200 Experten/-innen.

Coronakrise und Wirtschaft – nachhaltiger Wandel jetzt?

Neun der 21 Thesen widmeten sich explizit wirtschaftlichen The-
men. Im Folgenden werden Teilergebnisse insbesondere zu zwei 
Thesen aus der ersten Online-Umfrage sowie Ratschläge der be-
fragten Experten/-innen an politische Entscheidungsträger/-innen 

Transformationspotenzial Coronakrise:  
Wie wirtschaften wir in 
Zukunft?
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Die Autoren/-innen:

Nora Weinberger, Nevin Karademir, Mert König,  
Marius Albiez, Oliver Parodi, Lisa Schmieder und  
Markus Winkelmann gehören zur Forschungsgruppe 
der Zeitstudie „Gesellschaftliche Folgen der Corona-
krise“ am Karlsruher Institut für Technologie (KIT).
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mit Bezug zum Themenfeld Wirtschaft kurz dargestellt. Ganz all-
gemein zeigt sich in beiden Umfragerunden, dass die Befragten 
den wirtschaftlichen Folgen durch die Coronapandemie – auch im 
Vergleich zu anderen, kulturellen und gesellschaftlichen Folgen – 
eine äußerst hohe politische Relevanz zuweisen.
Eine der wirtschaftsbezogenen Thesen der Umfrage lautet:
Die Coronakrise offenbart, wie wichtig bestimmte sozio-
technische Infrastrukturen, etwa Gesundheitswesen, Wissen-
schaft oder Kinderbetreuung, für unsere Gesellschaft sind. Eine 
Profitoptimierung in diesen Bereichen wird zunehmend durch 
Ideen des Gemeinwohls herausgefordert. (These 9)
67 % der Befragten halten das Eintreten der These für eher bzw. 
sehr wahrscheinlich (siehe Abb. 1). 85  % der Teilnehmenden 
stufen die politische Relevanz dieses Themas als hoch bis sehr 
hoch ein (≥ 6). Die meisten Befragten (25 %) gewichten das 
Thema gar mit der höchstmöglichen Bewertung, einer glatten 
„10“ (siehe Abb. 2) und unterstreichen damit die politische Re-
levanz des Themas.

In ihren Erläuterungen führen die Befragten an, dass der Be-
deutungszuwachs des Gemeinwohls bereits vor der Pandemie 
zu beobachten gewesen ist. Dieser Trend sei jedoch durch die 
Krise beschleunigt worden. Die Krise lege offen, welche sozio-
technischen Bereiche aus gesamtgesellschaftlicher Perspek-
tive essenziell seien: In „der Krise lernen [wir], wie wichtig 
diese Bereiche [Gesundheitswesen, Wissenschaft oder Kinder-
betreuung] sind, und wie unsichtbar sie waren. Eine Aufwertung 
sollte die logische Folge sein.“ Einige Experten/-innen fordern 
daher, dass Bereiche, die in der ferneren Vergangenheit gemein-
wohlorientiert waren, wieder zu dieser Orientierung zurück-
kehren. „An der ‚Gemeinwohlidee‘ wird in den nächsten Jahr-
zehnten niemand vorbeikommen“, so eine/r der Teilnehmenden. 
Allerdings stünden einer verstärkten Gemeinwohlorientierung 
auch diverse Hürden entgegen. So könne, laut einigen Zukunfts-
forschenden, die infolge der Krise größer werdende soziale Kluft 
Gemeinwohlbestrebungen behindern. Auch wird argumentiert, 
dass sich das Profit- und Effizienzdenken bereits tief ins kollek-
tive Gedächtnis eingebrannt habe und ein Paradigmenwechsel 
kaum mehr möglich erscheine. Des Weiteren würden fehlende 
öffentliche Infrastrukturen dazu führen, dass vermehrt privat-
wirtschaftliche Akteure/-innen einspringen (müssten), was 
„eine Ausrichtung an Effizienz und Profit begünstige“. Außer-
dem würden bislang zu undifferenzierte und unkonkrete Kon-
zepte für eine Gemeinwohlorientierung existieren.
Trotz allem zeigt sich bei den Befragten große Einigkeit, dass 
eine stärkere Gemeinwohlorientierung sowohl in öffentlichen 
Bereichen, als auch im politischen Handeln wünschenswert sei. 
Der gesellschaftliche Druck, der seitens der Gewerkschaften und 
durch den Diskurs in der breiteren Öffentlichkeit steige, ließe 
eine Umstrukturierung und ein Umdenken seitens der Politik 
wahrscheinlicher werden. Gestiegene öffentliche Aufmerksam-
keit und Wertschätzung für die thematisierten soziotechnischen 
Bereiche erhöhten die Möglichkeit zur Veränderung.
Eine weitere These lautet:
Einige Länder werden ihre Nach-Corona-Wirtschaftshilfen 
gezielt auf Klimaschutzmaßnahmen konzentrieren, andere 
weniger. Mittelfristig werden diejenigen Länder und Unter-
nehmen wirtschaftlich Erfolg haben, die auf Klimaschutz set-
zen. (These 14)

Abb. 1: These „Gemeinwohl statt Profit“: Eintrittswahrscheinlichkeit (n=172) Abb. 2: These „Gemeinwohl statt Profit“: Politische Relevanz (n=173),  
Skala: 1 (nicht relevant) bis 10 (sehr relevant)
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78 % der befragten Experten/-innen halten das Eintreten der 
These für eher bzw. sehr wahrscheinlich (siehe Abb. 3). Auch 
die politische Relevanz der These wird besonders hoch ein-
geschätzt: 90 % sehen eine hohe bzw. sehr hohe (≥ 6) politi-
sche Relevanz der These (siehe Abb. 4). So prognostizieren 
die Teilnehmenden, nicht überraschend, dass Klimaschutz 
weltweit ein Langzeitthema bleiben wird. Es sei angesichts 
des steigenden Bedarfs an nachhaltigen Lösungen und zu-
nehmender wirtschaftlicher Auswirkungen des Klimawandels 
eine rhetorische „Frage der Logik“, dass Klimaschutzmaß-
nahmen wirtschaftlichen Erfolg mit sich bringen werden. Ein 
frühes, energisches Engagement in Klimaschutz bringe ent-
sprechende Entwicklungs- und Marktvorteile mit sich, wel-
che sich wiederum positiv auf den wirtschaftlichen Erfolg von 
Unternehmen und Staaten auswirken würden. „Wer früh dabei 
ist, sichert sich einen Platz an der Spitze der Entwicklung“, so 
eine/r der Befragten. Klimaschutz könne heutzutage als „klas-
sischer Wirtschaftsfaktor“ angesehen werden.
Der wirtschaftliche Erfolg hänge aber nicht nur von einer Orien-
tierung an den Klimaschutz ab. Staaten, die über entsprechende 
finanzielle und soziale Ressourcen, eine geeignete Industrie-
struktur sowie über günstige natürliche Gegebenheiten ver-
fügen, könnten unter Umständen erfolgreicher sein als andere. 
Zudem müsse nach Ansicht einiger Befragten angesichts des 
Klimawandels Wirtschaftswachstum als oberstes Ziel in Frage 
gestellt und erst einmal bestimmt werden, was wirtschaftlicher 
Erfolg oder Wachstum überhaupt bedeuten. So sei es bspw. 
wichtig, „den Klimaschutz auf die Basis ‚Abkehr vom Wachs-
tum‘ zu stellen“. Einige Experten/-innen appellieren daher, 
dass Klimaschutz als „Aspekt nachhaltigen Wirtschaftens“ vom 
wirtschaftlichen Erfolg entkoppelt werden solle.

Wirtschaft nach der Coronakrise

Viele der Ratschläge der Experten/-innen an politische Ent-
scheidungsträger/-innen – so die abschließende, offene Frage der 
beiden Umfragen – beschäftigen sich mit wirtschaftlichen Aspek-
ten. Diese lassen unter anderem erkennen, dass ein Überdenken 

und Umdenken „überholter wirtschaftlicher Handlungsmaximen 
bzw. dem Traum vom ewigen Wachstum“ gefordert werden. Viel-
fach wird das Wachstumsparadigma unseres Wirtschaftens hinter-
fragt. Es seien neue Indikatoren für Lebensqualität, Wohlstand 
und wirtschaftlichen Erfolg notwendig. Auch der Begriff ‚Soziale 
Marktwirtschaft‘ solle, angestoßen durch die Coronakrise, als Leit-
linie und Verständnis neu definiert werden. „Die Wirtschaft ist die 
Dienerin des Staates und nicht umgekehrt.“ Daran anknüpfend 
sollten neue Wirtschafts- sowie Unternehmensmodelle gefördert 
werden. Die Krise müsse dafür genutzt werden, um endlich domi-
nante Wirtschaftsdogmen und -praxen abzulegen, wie z. B. Profit-
orientierung zu Lasten sozialer Gerechtigkeit (bzw. auf Kosten 
von Umwelt, Tier und Mensch). Laut den Befragten sollten Maß-
nahmen und Prozesse entwickelt werden, die Partikularinteressen 
sinnvoll in das Gemeinwohl einbinden. Solidarität und Ausgleich 
für alle sei das Wichtigste. Der Weg aus der Krise dürfe nicht nur 
über Profit gedacht werden. Demzufolge müssten wirtschaftliche 
Akteure/-innen genauso in die Maßnahmen eingebunden werden 
wie Bürger und Bürgerinnen.
Noch ist die Studie zu den gesellschaftlichen Folgen der Coro-
nakrise nicht abgeschlossen. Die finalen Ergebnisse werden ak-
tuell sowohl für den weiteren wissenschaftlichen Diskurs auf-
bereitet als auch Entscheidungsträger/-innen aus Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft zur Verfügung gestellt.�

Dr. Oliver Parodi (Projektleitung), 

oliver.parodi@kit.edu,

itas.kit.edu/fg_kat_paro20_gesfolcor.php

Abb. 3: These „Wirtschaftshilfe Klimaschutz“: Eintrittswahrscheinlichkeit (n=147) Abb. 4: These „Wirtschaftshilfe Klimaschutz“: Politische Relevanz (n=146), 
Skala: 1 (nicht relevant) bis 10 (sehr relevant)
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Mit der Maske in Bus und Bahn zeigt 
sich Corona weiterhin im Alltag. Hol-
ger Bach, Abteilungsleiter für Verkehr 
und Umwelt beim ADAC Württemberg, 
erklärt die Auswirkungen der Pande-
mie auf die Mobilität und was sich seit 
2020 auf der Straße und auf der Schie-
ne verändert hat.

So gut wie alle Bereiche der Gesell-
schaft wurden durch den Ausbruch 
des Virus vor zwei Jahren beeinflusst 

– auch unsere tägliche Fortbewegung. 
Mit Beginn der Coronapandemie ver-
änderte sich das Mobilitätsverhalten 
stark: Der private Pkw gehörte zu den 
Gewinnern, die öffentlichen Verkehrs-
mitteln zu den Verlierern. Insgesamt 
hat der individuelle Verkehr per Auto, 
Fahrrad oder Motorrädern seitdem 
enorm an Bedeutung gewonnen. Da-
gegen haben viele Menschen während 
der Pandemie Busse und Bahnen aus 
Sorge vor Ansteckung gemieden.

Stauzahlen wieder auf 
Vor-Pandemie-Niveau

Ein guter Indikator für die Entwicklung 
der Mobilität mit dem Pkw ist die Stau-
häufigkeit auf den Straßen. Zu Beginn der 
Pandemie nahm das Verkehrsgeschehen 
aufgrund der Einschränkungen deutlich 
ab. So halbierte sich 2020 nach einer Aus-
wertung der ADAC-Verkehrsdatenbank 
die Gesamtlänge und die Gesamtdauer 
der in Baden-Württemberg gemeldeten 
Staus im Vergleich zum Vorjahr. Die 
maßgebliche Erklärung für den deut-
lichen Staurückgang bildet das geringe-
re Kfz-Aufkommen auf den Autobahnen. 
2020 lag es nach einer Abschätzung der 
Bundesanstalt für Straßenwesen voraus-
sichtlich um etwa 12 % unter dem Vor-
jahresniveau. Im Jahr 2021 ging die 
Pkw-Jahresfahrleistung infolge der Coro-
napandemie nach Zahlen der Deutschen 
Automobil Treuhand sogar noch weiter 
zurück. Neben dem bis in den Mai des 
letzten Jahres hinein andauernden Lock-

Holger Bach, Abteilungsleiter für Verkehr und 
Umwelt beim ADAC Württemberg

Foto: ADAC W
ürttem

berg e.V.

So hat Corona die 
Mobilität beeinflusst

2021 erfasste der ADAC für die Autobahnen in Baden-Württemberg deutlich mehr und auch längere 
Staus als 2020. Das Niveau von vor Beginn der Coronapandemie wurde jedoch noch nicht wieder erreicht.

ADAC Staubilanz 2021 für Baden-Württemberg

 

Staudaten im Jahresvergleich

Zahl der Staus

Länge [Kilometer] 

Dauer [Stunden] 

2019

2020

2021

76.171

50.960

59.922

© ADAC Württemberg

2019

2020

2021

33.695

69.391

35.569

2019

2020

2021

191.461

92.091

102.751

Quelle: ADAC e.V.
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down führte auch das verstärkte Arbei-
ten im Homeoffice zu einer geringeren 
Mobilität.

2021 erfasste der ADAC für die Auto-
bahnen in Baden-Württemberg zwar 
deutlich mehr und auch längere Staus 
als 2020. Das Niveau von vor Beginn der 
Coronapandemie wurde jedoch noch 
nicht vollständig wieder erreicht. In den 
baden-württembergischen Sommer-
ferien zeigte sich hingegen temporär 
ein deutlicher Anstieg bei der Mobilität: 
Hier kam es an den Wochenenden nach 
ADAC-Auswertungen sogar zu mehr 
Staus als 2019. Verantwortlich dafür war 
der ungebrochene Trend zum Urlaub mit 
dem Auto oder Wohnmobil. Nach ersten 
ADAC-Auswertungen zur Sommerzeit 
2022 hat der Reiseverkehr das Vor-Coro-
na-Niveau längst wieder erreicht. Bereits 
in den diesjährigen Osterferien hatte sich 
eine deutliche Annäherung an die Stau-
zahlen von 2019 gezeigt.

Verlierer ÖPNV –  
bis zum 9-Euro-Ticket?

Die öffentlichen Verkehrsmittel sind der 
Verlierer der Pandemie. Die Angst vor An-
steckung und das Unbehagen in kollektiv 
genutzten Verkehrsmitteln hat sich tief 
in den Köpfen der Menschen verankert. 
Nach einer Studie des Deutschen Zen-
trums für Luft- und Raumfahrt aus dem 
Dezember 2021 fühlten sich 53 % der 
Befragten im ÖPNV unwohler oder deut-
lich unwohler als vor der Pandemie. Dies 
zeigen auch die Fahrgastzahlen: So ver-
lor beispielsweise der Verkehrsverbund 
Stuttgart (VVS) im ersten Corona-Jahr 
2020 rund ein Drittel seiner Fahrgäste im 
Vergleich zum Vorjahr. Im Jahr 2019 fuh-
ren noch 349 Millionen Personen im VVS-
Gebiet mit Bussen und Bahnen, 2020 
stürzten die Zahlen auf 240 Millionen 
ab. Deutschlandweit sanken die Fahr-
gastzahlen im ÖPNV laut Statistischem 
Bundesamt im Jahr 2021 noch einmal um 
4 % gegenüber 2020 und im Vergleich 
zum Vor-Corona-Jahr 2019 um 33 %.

Dieses Jahr haben die öffentlichen Ver-
kehrsmittel allerdings durch das 9-Euro-
Ticket wieder starken Aufwind erhalten. 

Der dramatische Rückgang des ÖPNV 
wurde zumindest in den Sommer-
monaten gestoppt. Allein in der Region 
Stuttgart hat sich das 9-Euro-Ticket rund 
drei Millionen Mal verkauft. Im Juni zähl-
te der VVS wieder so viele Fahrgäste wie 
vor Corona.

Große Herausforderungen  
für die Mobilität

Durch die Coronapandemie hat der 
ÖPNV große Verluste verzeichnet. Die 
Autonutzung als Routine für die Fort-
bewegung hat sich hingegen verfestigt. 
Seit 2020 hat die Mobilität zwar wieder 
stark zugenommen, steht aber weiterhin 
vor großen Herausforderungen. Hohe 
Spritpreise und die steigende Inflation in-
folge von Russlands Krieg gegen die Uk-
raine machen es immer teurer, mobil zu 
bleiben. Für die öffentlichen Verkehrs-
mittel könnte eine Weiterentwicklung 
des 9-Euro-Tickets einen Hoffnungs-
schimmer bedeuten. Nach einer reprä-
sentativen ADAC-Umfrage befürwortet 
eine klare Mehrheit von 60 % eine Fort-
setzung des subventionierten Angebots. 
Nicht außer Acht lassen darf man aber, 
dass im ländlichen Raum weiterhin hohe 
Angebotsdefizite beim ÖPNV bestehen, 

die kurzfristig kaum verringert werden 
können. Die Verbraucher sind hier auf 
das Auto angewiesen. Und das kann nur 
bedeuten: Auch die Mobilität mit dem 
Pkw muss bezahlbar bleiben. Der ADAC 
befürwortet daher eine gezielte Ent-
lastung von Pendlern bei den hohen 
Mobilitätskosten, gerade im ländlichen 
Raum.�

Holger Bach,

holger.bach@wtb.adac.de,

adac.de/wuerttemberg
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FLIESEN &
NATURSTEINE

Wer sich bis jetzt unsicher war, 
mit welchem Bodenbelag das neue 
Bad, die neue Küche, oder die 
Terrasse ausgestattet werden soll – 
mit Naturstein sind Sie auf der 
umweltfreundlichen Seite. 
Sprechen Sie mit uns.

Telefon 07044 90090 oder
www.haecker-stein.de
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Auch nach dem Abflauen der Corona-
pandemie leiden viele mittelständische 
Betriebe noch unter den Krisenfolgen 
und müssen sich mehr denn je mit der 
Digitalisierung auseinandersetzen, um 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten.

Die Coronakrise verändert 
schlagartig das Wirtschafts- und 

Gesellschaftsleben

Am 22. März 2020 verhängte die Regie-
rung in der Bundesrepublik den ersten 
Lockdown, der unsere bisher gewohnten 
Lebensabläufe abrupt durcheinander-
wirbelte. Unser gesellschaftlichliches 
Leben kam über Nacht zum Stillstand. 
Die Gastronomie wurde zugemacht, 
die Einzelhandelsgeschäfte, die nicht 
unmittelbar zu unserer täglichen Ver-
sorgung beitrugen, mussten schließen, 
viele Arbeitnehmer arbeiteten plötzlich 
im Homeoffice, das Homeschooling er-
setzte den Schulbesuch und die Hoch-
schulen führten den digitalen Lehr-
betrieb ein. Während sich draußen ein 
unwirkliches Bild der Leere einstellte, 
verlagerten sich viele unserer Aktivi-
täten in das sogenannte „Netz“, was uns 
half, diese gewaltige Krise und Heraus-
forderung dem Gefühl nach einiger-

maßen gut zu überstehen, obgleich es 
gerade in unserem Mittelstand viele 
Unternehmen gibt, die sich bis heute 
noch nicht richtig von der Coronakrise 
erholen konnten. Nicht wenige mussten 
sogar schon ganz aufgeben.

Unser Konsumverhalten verlagerte 
sich rapide ins Internet und brachte 
die Versandhandels-, Transport- und 
Logistikunternehmen an ihre Kapazitäts-
grenzen. Die Videokonferenz ersetzte 
die direkte persönliche Kommunikation. 
Ganze Arbeitsabläufe wurden hastig im-
provisiert und liefen über „Remote Com-
puting“ ab. Viele EDV-Sicherheitsvor-
schiften und -richtlinien wurden dabei 
bis an ihre Belastungsgrenzen (und oft-
mals auch darüber hinaus) ausgedehnt. 
So manchen Befürchtungen zum Trotz 
blieben unsere EDV-Netzwerke weit-

gehend stabil. Zudem wurde ihre Kapazi-
tät rasch ausgebaut.

Je nach Wirtschaftszweig konnten sich 
die deutschen Unternehmen mehr 
oder weniger erfolgreich durch die 
Krise kämpfen. Die Unternehmen des 
Einzelhandels, die Kultur- und Touris-
musbetriebe, das Hotel- und Gast-
stättengewerbe gehörten jedoch zu 
den immediaten Verlierern in der Krise, 
während man neben den Onlinehändlern 
diejenigen Unternehmen zu den Pande-
miegewinnern zählen kann, die Video-
conferencing und das Arbeiten von zu 
Hause aus in ihr Geschäftsmodell integ-
rieren konnten.

Ein geringes Wirtschafts- 
wachstum erschwert die Chancen  

für den Mittelstand

Dennoch ist der gesamtwirtschaft-
liche Schaden, den die Coronapande-
mie in der Bundesrepublik verursachte, 
enorm. Anfang 2022 ermittelte das Köl-
ner Institut der Deutschen Wirtschaft 
für die beiden Corona-Jahre einen 
Wertschöpfungsausfall von 350 Milliar-
den Euro, der größtenteils durch Aus-
fälle beim privaten Konsum verursacht 

Dietrich Eberhardt, IT-Strategieberater, Beisitzer 
im Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg 
und Kreisvorsitzender der MIT Lörrach

Hat die Coronakrise 
eine Katalysatorwirkung  
für die Digitalisierung?
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wurde. Auch die Bundesregierung 
konstatiert den wirtschaftlichen Ab-
schwung. Für das Jahr 2022 erwartet 
sie in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 
nur noch eine Zunahme des Brutto-
inlandsprodukts von 3,6 %, während 
ein halbes Jahr zuvor noch von einem 
4,1-prozentigem Wachstum gegenüber 
dem Vorjahr ausgegangen wurde.

Besonders leiden jedoch unsere mittel-
ständischen Firmen. Einer KfW-Studie 
zufolge kommen kleine Unternehmen 
schlechter durch die Krise als etwa 
mittelgroße Firmen. Betriebe, die im 
Ausland aktiv sind oder bereits vor der 
Krise eine schwache Bonität hatten, 
sind stärker betroffen. 39 % der mittel-
ständischen Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz von maximal 500 Millio-
nen Euro verzeichneten Erlöseinbußen. 
24 % der Unternehmen beklagen eine 
gesunkene Eigenkapitalquote, die zur 
Verschlechterung ihrer Finanzierungs-
möglichkeiten führt. Ganz besonders 
leiden kleine Unternehmen mit weniger 
als 5 Beschäftigten unter den Krisen-
folgen. Sie haben grundsätzlich weniger 
Möglichkeiten, ausreichend große Re-
serven für die Überwindung von Not-
situationen aufzubauen.

Die KfW-Studie bescheinigte denjenigen 
Unternehmen eine größere Widerstands-

kraft, die vor Ausbruch der Pandemie In-
novations- und Digitalisierungsprojekte 
durchgeführt hatten. Sie verzeichneten 
seltener als der Durchschnitt einen 
Rückgang in ihrer Eigenkapitalquote.

Die Coronakrise zeigt  
den digitalen Aufholbedarf  

des Mittelstands

Schon vor der Coronakrise unter-
nahmen viele Mittelständler Schritte in 
Richtung Digitalisierung, um ihre tra-
ditionellen Herangehensweisen zu mo-
dernisieren. Die Pandemie verstärkte 
diese Computerisierung, weil plötz-
lich viele innerbetriebliche Abläufe 
auch von Arbeitsplätzen außerhalb 
des Unternehmens bewältigt werden 
mussten, um das Unternehmen wett-
bewerbsfähig zu erhalten. Mit diesen 
Schritten wurden so manche analogen 
Arbeitsprozesse schnell in ein digitales 
Format überführt, die jedoch oft noch 
nicht in eine unternehmensweite Digi-
talisierungs- oder gar Transformations-
strategie mündeten und deshalb eine 
vergleichsweise niedrige Investitions-
rentabilität aufweisen. Dies kann für 
viele mittelständischen Betriebe in Zei-
ten der Pandemiebewältigung fatale 
Folgen haben kann.

Während die meisten Start-ups in der 
Regel schon seit ihrer Gründung ein ko-
härentes digitales Geschäftsmodell auf-
weisen und die großen Konzerne schon 
seit Längerem bei ihrer digitalen Trans-
formation weit vorangekommen sind, 
hinken die Mittelständler, die die trei-
bende Kraft im deutschen Wirtschafts-
sektor darstellen, bei diesen Themen 
hinterher. Aber bei den meisten Unter-
nehmen kann es keine Rückkehr mehr in 
die Vor-Corona-Zeit geben. Mehr denn je 
müssen sie sich mit den Fragen zu einer 
Digitalisierungsstrategie auseinander-
setzen. Welche Prozesse lassen sich 
überhaupt digitalisieren? Welche Maß-
nahmen sind dafür notwendig? Woher 
kommt das dazu passende Know-how? 
Gerade bei den kleineren Betrieben fehlt 
es oft an Investitionsspielraum. Dabei 
braucht es diesen, um digitale Innova-
tionen voranzutreiben, damit man lang-
fristig bestehen kann.

Die Coronakrise hat eine „neue Normali-
tät“ im Geschäfts- und Arbeitsleben 
etabliert. Eine Kombination aus Ho-
meoffice und Arbeiten im Büro kann für 
beide Seiten vorteilhaft sein, weil die Be-
schäftigten von einer ausgewogeneren 
Work-Life-Balance profitieren können. 
Damit tragen die Unternehmen zu einem 
verbesserten Arbeitsklima bei und stei-
gern ihre Arbeitseffizienz. 
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Gerade kleine und mittlere Betriebe 
tun sich allerdings oft schwer, das für 
die Digitalisierung benötigte Fach-
personal zu akquirieren. Hier können 
sie jedoch auf externe Unterstützung 
setzen. Beratungsunternehmen und 
IT-Dienstleister kennen die Heraus-
forderungen und bringen die nötigen 
Branchenkenntnisse mit, um das Unter-
nehmen auf den Digitalisierungspfad 
zu bringen.

Viele Prozesse im Unternehmen be-
nötigen immer noch zu viel Zeit und 
Ressourcen. Immer wiederkehrende Ver-
waltungsabläufe, wie z. B. Reisekosten-
abrechnungen, Zeiterfassung oder die 
Verwaltung von Personaldaten können 
mit den richtigen Softwareplattformen 
deutlich verschlankt werden. Das da-
durch entlastete Personal kann dann in 
anderen geschäftszielorientierten Auf-
gabenbereichen eingesetzt werden. 

Zukünftig werden ganze Unternehmens-
abteilungen oder Teams von ver-
schiedenen Orten aus gleichzeitig an 
ihren Projekten arbeiten. Hier muss 
sich auch die Unternehmensführung an-
passen, das Vertrauen in die Mitarbeiter 
stärken und den Fokus mehr auf das 
Endresultat der Arbeitsschritte legen, 
anstatt auf die Nachvollziehbarkeit der 
Arbeitsstunden. 

Durch die Digitalisierung werden Unter-
nehmen sichtbarer. Über ihren Inter-
netauftritt, ihre Onlineshops und die 
Nutzung von Social-Media-Kanälen, wie 
Facebook oder Instagram, können sich 
die Firmen eine Möglichkeit schaffen, 

mit ihren Kunden eine interaktive Ver-
bindung einzugehen und deren Wünsche 
und Bedürfnisse genauer kennenlernen, 
um ihre Angebote noch genauer an- 
zupassen. Über Job-Portale wie LinkedIn  
und XING können potenzielle Mit-
arbeiter angesprochen werden, die für 
die Unternehmensdigitalisierung wichtig 
sind.

Digitalisierung als Chance  
für neue Herausforderungen

Die Coronakrise hat den Weg in die digi-
tale Unternehmenszukunft beschleunigt. 
Bei vielen Unternehmen - und gerade bei 

den Mittelständlern - hat sie so manches 
unternehmerische Defizit auf dem Weg 
zur Digitalisierungsstrategie schonungs-
los offengelegt. Sie hat auch gezeigt, 
dass diejenigen Unternehmen, die sich 
schon einen höheren Digitalisierungs-
grad erarbeitet haben, mit einer stärke-
ren Widerstandskraft belohnt wurden. 
Damit haben sie gute Chancen, die 
neuen Herausforderungen, welche der 
Krieg in der Ukraine und die damit ver-
bundene Energiekrise mit sich bringen, 
besser bewältigen können. �

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de
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Rainer Wieland MdEP,  
Vizepräsident des Europäischen Parlaments

Europäische 
Antworten 
in der 
Covid-19-
Pandemie

Noch nie gab es in der Geschichte der 
Europäischen Union eine solche Be-
drohung für das politische, soziale und 
wirtschaftliche Zusammenleben wie die 
Covid-19-Pandemie seit Anfang 2020. 
Das Leben in Europa veränderte sich 
schlagartig. Wir erinnern uns an die ex-
plosiven Infektionszahlen, die Todesfälle, 
die Bilder von Bergamo, nie dagewesene 
Grenzkontrollen, Einschränkungen von 
Grundrechten und der Prinzipien des 
freien und ungehinderten Verkehres von 
Personen, Waren, Dienstleistungen und 
Kapital.

Europäische Solidarität  
in Reaktion auf Covid-19

Die Mitgliedstaaten der EU reagierten 
zunächst rein national und nicht ab-
gestimmt. Dieses erste Verhalten ist auch 
der Tatsache geschuldet, dass Gesund-
heitspolitik der nationalen Souveräni-
tät unterliegt. Schnell wuchs allerdings 
in den Hauptstädten die Erkenntnis, 
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dass das Ausmaß der Pandemie nur 
mit gemeinsamen und europäisch ab-
gestimmten Anstrengungen in den 
Griff zu bekommen ist. Im Vordergrund 
aller Bemühungen stand und steht die 
Gesundheit der Menschen.

Exemplarisch für europäisches Han-
deln war die Konzentration auf die Ent-
wicklung, Herstellung und Verbreitung 
eines Impfstoffes. Seit Juni 2020 starte-
te eine Europäische Impfstoffstrategie. 
Ein Verhandlungsteam der Kommission 
mit nationalen Vertretern wurde ge-
bildet, die sich in einem Lenkungsaus-
schuss vereinten. Aus dieser gestärkten 
Verhandlungsposition gegenüber den 
Pharmaunternehmungen sollten niedri-
gere Preise, schnellere Lieferfristen und 
ein besseres Haftungssystem gewähr-
leistet werden. Nicht abzusehen war zu 
diesem Zeitpunkt, dass schon Ende 2020 
über einen zugelassenen Impfstoff ver-
fügt werden konnte. Es handelte sich um 
einen Impfstoff, der in Europa entwickelt 
wurde. Die EU sicherte sich mit den Mit-
gliedstaaten bis zu 4,2 Milliarden Impf-
stoffdosen für ihre Bürgerinnen und Bür-
ger. Nach Vertragsschluss mit den Firmen 
wurden die Impfstoffdosen nach einem 
auf der Bevölkerungszahl beruhenden 
Verteilungsschlüssel aufgeteilt. Bis Mitte 
2022 konnten 86 % aller Erwachsenen in 
der EU vollständig geimpft werden.

Dieser Erfolg beruht auch auf einer ge-
zielten Forschungsfinanzierung seitens der 
EU. Als Beispiel ist eine Finanzierungsver-
einbarung der Europäischen Investitions-
bank mit der Firma BioNTech mit einem Vo-
lumen von 100 Millionen Euro zu nennen. 

Die neuesten Entwicklungen zeigen 
hier den richtigen Weg: Die Europäi-
sche Arzneimittelbehörde (EMA) hat 
zwischenzeitlich die Vakzine von BioN-
Tech/Pfizer und Moderna, die auch gegen 
die Omikron-Subvariante BA.1 wirksam 
sind, freigegeben. Nun können Impf-
stoffe eingesetzt werden, die gegen alle 
bisherigen Virusvarianten wirken. 

Was wir aus der Krise lernen –  
wie die EU Resilienz schafft

Um die Lücken bei der Krisenvorsorge 
und -reaktion zu schließen, hat die Kom-
mission eine neue EU-Behörde, HERA 
(Health Emergancy Preparedess and Re-

sponse Authority), errichtet. Sie soll im 
Vorfeld einer gesundheitlichen Notlage 
potenzielle Gefahren erkennen und be-
werten. Im Fall eines Notstandes soll sie 
als zentrale Beschaffungsstelle sowohl 
in den Bereichen Forschung und Her-
stellung von Impfstoffen federführend 
agieren als auch die Auslieferung von 
Medizinprodukten koordinieren. Die EU 
soll insgesamt zur Gesundheitsunion 
werden.

Die EU unterstützt darüber hinaus glo-
bale Lösungsansätze. Auch Länder mit 
niedrigem oder mittlerem Einkommen 
müssen Zugang zu den Covid-19-Impf-
stoffen haben. Kommission und Mit-
gliedstaaten unterstützen Covax, die Ini-
tiative, die weltweit den gleichmäßigen 
Zugang zu den Impfstoffen gewähr-
leisten soll. Hierzu wurden über 3 Mil-
liarden Euro zur Verfügung gestellt. 

Die Pandemie hat die Wirtschaft in Euro-
pa tiefgreifend getroffen. Der zeitweilige 
wirtschaftliche Stillstand führte in eine 
ökonomische Krise ohne ökonomischen 
Auslöser. Selbst ein Land wie Deutsch-
land, das mit seinem Sozialsystem und 
milliardenschweren nationalen Finanz-
paketen einiges selbst abfedern konnte, 
musste im Jahr 2020 einen Rückgang 
des BIP um 4,9 % gegenüber dem Vor-
jahr 2019 hinnehmen. Andere Länder in 
Europa traf es weitaus härter. 

Foto: Europäische Union, 2022; Europäisches Parlament
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Abfederung der sozioökonomischen 
Auswirkungen der Pandemie

Zur Ankurbelung der europäischen 
Konjunktur haben die Staats- und 
Regierungschefs im Juli 2020 ein ins-
gesamt 1,8 Billionen Euro umfassendes 
Finanzpaket, finanziert aus dem EU-
Haushalt, beschlossen. Im Vordergrund 
stehen dabei Investitionen auf dem Ge-
biet der Forschung, der Gesundheit und 
Digitalisierung. 

Für den eigentlichen Wiederaufbau 
der von der Pandemie besonders ge-
beutelten Länder wurde ein Betrag von 
750 Milliarden Euro zur Verfügung ge-
stellt. Davon sind 312,5 Milliarden Euro, 
die nicht zurückgezahlt werden müssen. 
Weitere 360 Milliarden Euro stehen den 
Mitgliedstaaten als Kredite zur Ver-
fügung, die in den Jahren 2027 bis 2058 
zurückzuzahlen sind. Dieser Wiederauf-
bauplan hat den Titel „Next Generation 
EU“. Dieser Plan wurde zum Teil heftig 
kritisiert. Erstmals in der Geschichte 
der EU kommt es zu einer gemeinsamen 
Verschuldung. Der Streit um schulden-
finanzierte Konjunkturprogramme der 
öffentlichen Hand flammte wieder auf. 
Diese Kritik wird aber der Tragweite der 
wirtschaftlichen Krise nicht gerecht. 
Niemand in Europa kann Interesse am 
wirtschaftlichen Niedergang einzelner 
Länder haben, schon gar nicht Deutsch-
land als Exportland. Wir brauchen den 
florierenden europäischen Markt. So-
dann werden die Gelder nicht wahllos 
gewährt. Empfängerländer müssen vor 
Inanspruchnahme nationale Reform- 
und Investitionsprogramme einreichen. 
Kommission und Rat entscheiden mit 
qualifizierter Mehrheit. Es besteht auch 
keine gesamtschuldnerische Haftung 
des Landes. 

Zur Sicherung von Arbeitsplätzen 
und Unterstützung betroffener Fir-
men sollen neben dem geschilderten 
Aufbaupaket künftig auch weitere 
Finanzleistungen von Seiten des EU-
Haushalts sowie der Europäischen In-
vestitionsbank möglich sein: 
Von dem Instrument SURE (Europäi-
sches Instrument zur vorübergehenden 
Unterstützung bei der Minderung von 

Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Not-
lage), das im Speziellen nationalstaat-
liche Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Arbeitslosigkeit wie beispiels-
weise Kurzarbeitsregelungen in den 
Blick nimmt, konnten bereits 19 Mit-
gliedstaaten mit einer Förderung von 
insgesamt 94 Milliarden Euro profi-
tieren. Für besonders von der Pan-
demie betroffene kleine und mittel-
ständische Unternehmen gibt es von 
Seiten der Europäischen Investitions-
bank Unterstützungsleistungen über 
20 Milliarden Euro sowie zusätzliche 
acht Milliarden Euro von der EU-
Kommission und der Europäischen 

Investitionsbank für mindestens  
100 000 Betriebe. 

Die Europäische Union wurde mit der 
Pandemie vor neue Herausforderungen 
gestellt. Sie hat diese Herausforderungen 
angenommen und ist zusammengerückt. 
Das gilt für die Gesundheitspolitik 
genauso wie für die massiven wirtschaft-
lich-finanziellen Maßnahmen. �

Rainer Wieland,

rainer.wieland@europarl.europa.eu,

mdep.de

Vorlandstraße 1

77756 Hausach

uhl-baustoffe.de

FON 0 78 31 78 9-0

FAX 0 78 31 74 75

E-Mail info@uhl-baustoffe.de
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Kürzlich wurde ich bei einer Podiums-
diskussion gefragt, was denn in der Pande-
mie gut lief. Man erhoffte sich ein Loblied 
auf Politik, Institutionen, Verwaltungen, 
Gesundheitswesen oder was auch immer. 
Leider musste ich die erwünschte Har-
monie des Konzertes mit praktischen 
Erfahrungen etwas anders musikalisch 
umrahmen. 

Ja, was lief denn gut in den ersten Wel-
len von Corona? Stündlich sich ändern-
de Hygienevorschriften, die über Nacht 
umgesetzt werden mussten? Die Um-
widmung von Verantwortung als Bestand-
teil von Arbeitsschutzmaßnahmen? Das 
Rennen um Impftermine, die bürokratisch 
und alles andere als barrierefrei waren und 
den Digitalisierungszustand schonungslos 
offenlegten? 

Es ist sicherlich leicht, mit dem aktuellen 
Wissen das ein oder andere berechtigt zu 
kritisieren. Viele Dinge, die im Argen lagen 
und liegen, wurden durch die Pandemie 
schnell und augenscheinlich greifbar. Das 
Land der Dichter und Denker hat verlernt, 
schnell und mutig zu handeln.

Wie gut, dass es (noch) den Mittelstand 
gibt. In den stürmischen Zeiten bewiesen 
gerade diese Betriebe, wie schnell und 
praxisnah sie anzupacken wissen. Sie in-
formierten schnellstens ihre Mitarbeiter, 
bauten über Nacht Spuckschutzwände 
auf (wohl dem, der die Nummer des 
Handwerkers bzw. Lieferanten hatte), 
setzten Hygienekonzepte um oder ließen 
sich gar selbst zum „Coronatester“ aus-
bilden. In der Regel von der Öffentlich-

keit weniger beachtet, wurde hier vieles 
geleistet. Die Betriebsinhaber standen 
nicht auf dem Balkon und klatschten. Sie 
zahlten stattdessen Coronaprämien. Sie 
wurden nicht müde, alles zu tun, damit 
die Gesundheit der Mitarbeiter (und 
auch dann die eigene) geschützt wurde. 
Fehlten Vorschriften oder konkrete Aus-
führungen, hat man nach konkreten 
Lösungen gesucht. Mussten Kinder zu 
Hause betreut werden, trug der betrieb-
liche Alltag auch dieser Herausforderung 
Rechnung. 

Es gibt sie noch hierzulande: Unter-
nehmen, die den Familienbetrieb einfach 
leben, statt nur darüber zu reden. Persön-
licher Einsatz, Verantwortungsbereitschaft 
und das Suchen nach schnellen, umsetz-
baren gemeinsamen Lösungen machten 
aus Betrieben eine „Mannschaft“. 

Während viele Institutionen an den eige-
nen, langen und nicht mehr zeitgemäßen 
Modalitäten, nicht zuletzt der Bürokratie, 
zu ersticken zu drohten, haben „Macher“ 
einfach gehandelt. Dieses Anpacken, diese 
„geschenkte“ und zugleich auch schlaflose 
Nächte bereitende Freiheit zu erleben, ist 
eine positive Erfahrung. Man sollte ange-
sichts der guten Erfahrungen Betrieben 
und deren Mitarbeitern dieses eigenver-
antwortliche unmittelbare Handeln auch 
außerhalb der Pandemie nicht nur wert-
schätzen, sondern auch zutrauen. �

Ruth Baumann,

r.baumann@baumann-co.de

Es ist Zeit für ein 	  
�Corona-DANKE

Statt auf Verordnungen noch länger zu warten, packten 

Mittelständler an

Ruth Baumann, Präsidiumsmitglied der MIT 
Baden-Württemberg und Beisitzerin im MIT-Bun-
desvorstand
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Im Nordschwarzwald mangelt es nicht an „guten Talenten, die 
anpacken können“. Davon konnte sich die Bundesvorsitzende 
des Wirtschaftsverbandes DIE JUNGEN UNTERNEHMER in Na-
gold persönlich überzeugen. Sarna Röser war prominente Gast-
rednerin beim Abend des Mittelstands, den die Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion (MIT) dem beruflichen Nachwuchs wie 
auch der Gründerszene in der Region widmete. Dabei zeich-
neten Kreisvorsitzender Markus Schindele aus Baiersbronn 
und sein Stellvertreter Carl Christian Hirsch aus Nagold junge 
Berufstätige aus den Landkreisen Calw und Freudenstadt mit 
dem MIT-Ausbildungsaward aus. 

Es herrschte Partystimmung an diesem lauen Sommerabend 
im Hof der Alten Seminarturnhalle. Sarna Röser, bekannt aus 
der TV-Show „Die Höhle der Löwen“, machte den Preisträgern 
Mut, ihren beruflichen Weg „mit Leidenschaft und Emotion“ 
weiterzugehen. Gute Noten im Kammerzeugnis allein reichten 

allerdings nicht aus, um die begehrte Trophäe zu erhalten. Die 
Jury hatte auch die Leidenschaft der Auszubildenden für den ge-
wählten Beruf, ihre Visionen von der eigenen Zukunft und die 
visuelle Bewerbung um den Award bewertet. Mit den Worten 
„Ausbildung ist Silber, Leidenschaft ist Gold“, fasste Hirsch zu-
sammen, auf was es den Organisatoren dabei ankam. Bei der 
Platzvergabe sei es recht knapp zugegangen. 

Während das „Ambience Duo“ für den richtigen Rhythmus 
am Abend des Mittelstands sorgte, zauberte das M3-Team 
schwäbische Maultaschenvariationen auf den Teller der Unter-
nehmerinnen und Unternehmer, die zum Erfahrungsaustausch 
unter dem Motto „Jung unternimmt – vom Azubi zum Unter-
nehmer“ nach Nagold gekommen waren. 

Damit waren sie unbewusst einer Aufforderung der Haupt-
rednerin gefolgt, die von den Mittelständlern erwartet, mehr 

MIT zeichnet Talente 
der Region aus
Ausbildungsaward: Abend des Mittelstands widmet sich Nachwuchs /  

Sarna Röser fordert realistisches Unternehmerbild

Aus den Kreisen & Bezirken

Junge und gestandene Unternehmer auf dem MIT-Podium in Nagold (v. l. n. r.): Markus Schindele aus Baiersbronn, Ellen Freudenmann-Habel aus Altensteig, 
Patrick Speiser aus Horb, Klaus Schnepf aus Nagold und Sarna Röser aus Mundelsheim
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Flagge in eigener Sache zu zeigen, um dem negativen Unter-
nehmerbild zu begegnen. „Wir feiern das Unternehmertum viel 
zu wenig“, betonte Röser, die ein „realistisches Unternehmer-
bild“ von der Gesellschaft einforderte. Außerdem wünschte sich 
die Bundesvorsitzende, „dass die Politik uns mehr zutraut“, statt 
die Betriebe mit Vorschriften und Bürokratie zu gängeln. „Wir 
haben während der Pandemie wohl genügend bewiesen, dass 
wir was können“, rief sie in Erinnerung. Auf der anderen Seite 
müsse sich die Wirtschaft selbst mehr zutrauen, „denn Machen 
ist wie Wollen, nur krasser“! Größte Herausforderung für die 
Familienunternehmen sei die Lösung der Nachfolgefrage. 

Die Bundesvorsitzende aus Mundelsheim diskutierte danach 
auf dem Podium mit Unternehmerinnen und Unternehmern 
über deren Motivation, den Schritt in die Selbstständigkeit ge-
wagt zu haben. Darunter nach Markus Schindeles Worten der 
Nagolder „Vorzeigeunternehmer“ Klaus Schnepf, der die Ver-
antwortung für die von ihm gegründete Planungsgruppe in die 
Hände der jüngeren Partner gelegt hat. Von ihrer Motivation 
und Erfahrungen mit der Selbstständigkeit berichteten außer-
dem Ellen Freudenmann-Habel, Geschäftsführerin der Spedi-
tion Freudenmann-Henssler in Altensteig, und Patrick Speiser, 
Gründer des Horber Start-up-Unternehmens MobiTech. 

Dass Karrierechancen auch ohne akademische Ausbildung 
möglich sind, verdeutlichte Bundestagsabgeordneter Klaus 
Mack. Die Preisträger hätten gezeigt, was mit Fleiß und Aus-
dauer möglich sei, so der Politiker, der klarstellte, wie wichtig 
eine duale Ausbildung in heutiger Zeit, in der es überall an 
Fachkräften mangele, ist. Junge Menschen, die den Schritt 
in die Selbstständigkeit wagen, verdienten breite Unter-
stützung. Die Landtagsabgeordnete Katrin Schindele, stell-
vertretende Vorsitzende des Landesausschusses für Wirt-
schaft, Arbeit und Tourismus, bezeichnete die Ausbildung 

als gute Basis für die berufliche Zukunft. Die Frage der 
Unternehmensnachfolge sei von großer Bedeutung für die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes. 

Die Preisträger  
beim MIT-Ausbildungsaward

Die MIT zeichnete in Nagold mit dem Ausbildungsaward junge 
Menschen aus Altensteig, Baiersbronn, Egenhausen, Freuden-
stadt Haiterbach, Horb und Nagold in den drei unterschied-
lichen Kategorien Industrie, Handwerk sowie Dienstleistungen, 
Handel und Gastronomie aus. Die ersten Plätze wurde jeweils 
mit einem Goldbarren im Wert von aktuell jeweils 560 Euro be-
dacht. Für die Plätze zwei und drei gab es Gutscheine, die von 
regionalen Betrieben zur Verfügung gestellt wurden. 

Die Preisträger: 

Handwerk:
1.	 Hannes Schuler aus Altensteig-Walddorf (Anlagen-

mechaniker SHK), Ausbildungsbetrieb: Gottfried Braun 
GmbH, Baiersbronn.

2.	 Marc Ziefle aus Egenhausen (Maurer), Aus-
bildungsbetrieb: Siegfried Neub Bauen & Energie, 
Pfalzgrafenweiler. 

3.	 Celine Held aus Altensteig (Friseurin), Ausbildungs-
betrieb: Salon Highlight, Altensteig. 

Dienstleistungen/Handel/Gastronomie:
1.	 Annika Schmelzle aus Egenhausen (Floristin), Aus-

bildungsbetrieb: Blumenfachgeschäft Schuster, Nagold.
2.	 Merle Hamann aus Freudenstadt (Bauzeichnerin 

Tief-, Straßen- und Landschaftsbau), Ausbildungs-
betrieb: Ingenieurbüro Alwin Eppler GmbH & Co. KG, 
Dornstetten. 

3.	 Julian Nasarov aus Nagold (Steuerfachangestellter), Aus-
bildungsbetrieb: Rentschler Steuerberatung, Nagold.

Industrie:
1.	 Chiara Schneider (Tischlerin/Schreinerin), Ausbildungs-

betrieb: Fritz Schlecht GmbH, Altensteig-Garrweiler. 
2.	 Adrian Vukelic aus Horb (Tischler/Schrei-

ner), Ausbildungsbetrieb: zieflekoch GmbH, 
Waldachtal-Cresbach. 

3.	 (Punktgleichheit) Niklas Halder aus Horb (Industrie-
kaufmann) und Benjamin Paurevic aus Haiterbach (Fach-
informatiker für Systemintegration), beide: Ausbildungs-
betrieb MEVA Schalungs-Systeme GmbH, Haiterbach. �

Markus Schindele,

markus.schindele@schindele.com,

mit-ausbildungsaward.de

Die Preisträger des MIT-Ausbildungsaward mit (vordere Reihe stehend von 
links) dem Kreisvorsitzenden Markus Schindele, seinem Stellvertreter Carl 
Christian Hirsch, Klaus Mack MdB, Katrin Schindele MdL, Sarna Röser 
(Bundesvorsitzende DIE JUNGEN UNTERNEHMER) und Markus Schwarz 
(Abteilungsdirektor Firmenkunden der Sparkasse Pforzheim Calw), der die 
Goldbarren für die Erstplatzierten überreichte.
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Anlass zu diesem Schiffsausflug mit ernsten Gesprächen auf 
dem Bodensee waren die Ergebnisse des Arbeitskreises „Öko-
logische Steuerreform“ der MIT Bodensee. Da es sich letztlich 
um Energie handelt, wollte die Bodenseeschiffsbetriebe GmbH 
(BSB) ihr neuestes Elektroschiff zu Verfügung stellen; durch 
Verzug in den Lieferketten aber fehlten einige Steuerungs-
elemente, so dass Frank Weber, der Geschäftsführer der BSB 
uns die MS Uhldingen zur Verfügung stellte. 

„Uns“, das sind der Arbeitskreis „Ökologische Steuerreform“, 
Mitglieder der MIT Bodensee und Ravensburg, Gäste und ins-
besondere die Bundestagsabgeordneten Jung und Mayer-Lay. Zur 
Einführung erwähnte Frank Weber, dass das Elektroschiff der BSB 
viele Tonnen Dieselöl und damit CO2 einspart und die Absicht be-
steht, kontinuierlich auf entweder LNG oder Elektroantrieb umzu-
rüsten, auch wenn noch nicht der gesetzliche Zwang dazu besteht. 
Dies der Umwelt und insbesondere dem Bodenseeraum zuliebe.

Der MIT-Arbeitskreis kam dann auf seine Ergebnisse zu sprechen, 
die bereits im Wifo Nr. 2/2022 abgedruckt waren. Im Wesent-

lichen ging es um die Art der Erhebung der CO2-Abgabe und 
die vielfach angepriesene Rückgabe an die Bevölkerung. Identi-
fiziert hatte der Arbeitskreis aufsattelnde CO2-Beträge inner-
halb der Lieferketten mit einer zum Abschluss noch darauf top-
penden Mehrwertsteuer. Der Vorschlag, die CO2-Abgabe durch 
Behandlung wie die Mehrwertsteuer gerechter anzupassen, 
wurde von beiden MdBs notiert. Gemeinsam möchte man dies 
in ca. 2 Monaten wieder diskutieren. Für die Rückgabe der CO2-
Abgabe wird immer von einem Verhältnis 1:1 gesprochen. Teil-
weise hat die Regierung diesen Schritt getan, etwa über eine Er-
höhung der Pendlerpauschale oder Zuschüsse zum Wohngeld. 
Zwar findet hier eine gewisse Rückgabe statt, die jedoch der be-
absichtigten Lenkungswirkung widerspricht. Das beabsichtigte 
„Energiegeld“ würde der geforderten Sichtbarkeit entsprechen. 
Allerdings wird die Art der Rückgabe und die Höhe kritisiert. Die 
Höhe muss sich an dem durchschnittlichen Gesamtaufwand der 
CO2-Abgabe des Bürgers orientieren (und da muss die auf den 
Bürger gesamtheitlich wirkende CO2-Abgabe, also die direkten 
Preiserhöhungen bei den fossilen Brennstoffen für Heizung und 
Mobilität und die indirekten Preiserhöhungen durch die CO2-

MIT Bodensee im  
CO2-Gespräch mit Andreas 
Jung und Volker Mayer-Lay
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Aufschläge bei praktisch jedem Produkt einberechnet werden) 
und sollte - so der Vorschlag - über die inzwischen gesetzlich für 
solche und ähnliche Zwecke bereitgestellte Bürger-ID über das 
Finanzamt zurückgezahlt werden. Verwendungen anderer Art 
verschleiern nur, hinterlassen beim Bürger den Eindruck einer 
zusätzlichen Steuer und führen zu inflationären Tendenzen.

Die Diskussion hierzu wurde durchaus mit unterschiedlichen 
Positionen ausgeführt. Gespannt sind wir auf die Fortsetzung in 
naher Zukunft.�

Dr. Hartmut Kräwinkel (Kreisvorsitzender),

info@mit-bodenseekreis.de,

mit-bodenseekreis.de

IM KLEINEN GROSS
youtube.com/user/GebrFaller   | facebook.com/faller.deinstagram.com/gebrfaller   | 

(V. l. n. r.) Philipp Gotterbarm, Andreas Jung MdB, Patricia Jabs, Dr. Roland 
Hirscher, Dr. Hartmut Kräwinkel, Volker Mayer-Lay MdB und Frank Weber

Der Vorstand der MIT Bodensee
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Der Wirtschaftsdialog mit Fokus Ägyp-
ten war schon länger geplant. Durch den 
sich verschärfenden Fachkräftemangel er-
hielt die gemeinschaftliche Veranstaltung 
von Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Tübingen (MIT), Liberaler Mittelstand 
Baden-Württemberg (LIM), Institut für 
Sozialstrategie (ifs) und Plattform Wirt-
schaftsvereine Oberschwaben & Allgäu 
(PWOA) besondere Aktualität. So fanden 
am 29. Juli 2022 rund 120 Teilnehmer 
den Weg in die SCHAUFLER Academy 
der Firma BITZER Kühlmaschinenbau in 
Rottenburg. Mit-Gastgeber Falk W. Föll 
begrüßte die Gäste mit Blick auf 70 Jahre 
gute wirtschaftliche Beziehungen zwi-
schen Ägypten und Deutschland. Die 
Bedeutung einer stärkeren Kooperation 
mittelständischer Unternehmen und 

Bildungseinrichtungen mit Partnern in 
Ägypten war Tenor aller Grußredner 
der Veranstaltung. Die deutsche Seite 
vertraten der parlamentarische Staats-
sekretär im Bundesbildungsministerium 
Dr. Jens Brandenburg (FDP) nach einem 
Videogrußwort von Bundesbildungs-
ministerin Bettina Stark-Watzinger (FDP). 
Unsere Wirtschaftsministerin Dr. Nicole 
Hoffmeister-Kraut (CDU) verdeutlichte 
in einer kraftvollen Rede die Interessen 
Baden-Württembergs.

Fachkräfte in Ägypten qualifizieren

Jens Brandenburg betonte, die Klima-
konferenz COP27 in Sharm El Sheikh 

stehe für den Übergang von der Nutzung 
fossiler Energieträger zu nachhaltiger 
Energieversorgung und den Aufbau der 
Wasserstoffwirtschaft; er verwies dabei 
auf das Förderprojekt „VR-Repair“. Das 
BMBF helfe beim Aufbau eines Weiter-
bildungsclusters für deutsche Firmen im 
ägyptischen Energiesektor.

Unsere Wirtschaftsministerin Dr. Hoff-
meister-Kraut zeigte die Dynamik der 
panafrikanischen Freihandelszone auf. 
Die afrikanische Wirtschaft könne in den 
kommenden Jahrzehnten zum weltweit 
größten Wirtschaftsmotor werden. Ge-
legenheit für deutsche Unternehmen, 
dieses Potenzial mit Know-how, Innova-
tion und Qualitätsprodukten erfolgreich 
zu nutzen.

Die Organisatoren Falk W. Föll, Dr. Thilo Scholpp und Thomas Haberbosch begrüßen Unterstützer und Beitragende zum Wirtschaftsdialog in Rottenburg.

Wirtschaftsdialog 

„Afrika –  
Kontinent im Aufbruch“

Zugang zu Fachkräfte-

gewinnung, Chancen für 

Lösungen für grüne und 

kreislaufwirtschaftliche 

Städteplanung
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Impulse durch Präsidentenberater  
Dr. Hany El-Kateb

Mit Spannung erwartet war die Rede von 
Dr. Hany El-Kateb. Er gehört dem kleinen 
Zirkel an, der den ägyptischen Staats-
präsidenten Al-Sisi in Fragen der Nach-
haltigkeit berät. Zugleich ist er Leiter 
der Arbeitsgruppe „Nutzung deutscher 
Wasserstofftechnologieentwicklung für 
Ägypten“. Dr. El-Kateb lebt in Deutschland, 
studierte und lehrte an der TU München. 
Er schilderte anschaulich, wie sein Heimat-
land mit der Entwicklung grüner Städte 
mit kreislaufwirtschaftlich ausgerichteten 
Quartieren für Wohnen und Arbeit eine 
Vorreiterrolle anstrebt, den Ausbau von 
erneuerbaren Energien massiv weiterführt 
– beides mit dem Ziel, den Export von Bio-
produkten zu stärken. Einblicke in Projekte 
mit Ägypten und anderen afrikanischen 

Ländern gab Volker Stamer vom Gastgeber 
BITZER, der hier seit 25 Jahren aktiv ist. 
Als Abschluss rundete Tobias Meier,  CFO 
DHL  Fracht Mittlerer Osten/Afrika, mit 
einem Portfolio aus fünfzig Jahren Praxis-
erfahrung des Unternehmens mit dem 
Kontinent, speziell Ägypten, ab.

Länderbesuche als  
Baustein der Veranstaltungsreihe

Der „Wirtschaftsdialog Afrika“ bezweckt 
aus dem Blickwinkel des Praktikers und 
Unternehmers, die aussichtsreichsten 
Länder des Kontinents Region für Re-
gion, Land für Land systematisch vorzu-
stellen. Das Veranstaltungsformat, das 
die MIT Tübingen und LIM Baden-Würt-
temberg gemeinsam ins Leben riefen, soll 
Plattform sein, offen für jede Einrichtung, 

Unternehmen, Verband, Vereinigung und 
Initiative, gemeinsam stark die Vielfalt 
und Komplexität des Kontinents zu er-
schließen. Neben dem Dialog in Deutsch-
land als Infoveranstaltung im Ländle 
ergänzt eine Kontakt- und Delegations-
reise zum Dialog im Partnerland vor Ort 
als zweiter Baustein die Vertiefung ge-
wonnener und vorhandener Einblicke zur 
Geschäftsanbahnung:
Ein Dialog vor Ort, hier: Ägypten rundet 
der Dialog in Deutschland ab. In Ägyp-
ten stehen ebenso Fachkräftegewinnung 
(Qualifizierung und Bereitstellung), grüne 
Infrastrukturlösungen und Städtebau, 
Wasserstoffwirtschaft für neue und ver-
tiefende Partnerschaften im Mittelpunkt.

Mittelstandsvertreter und Berater be-
suchen beim Dialog in Ägypten im Raum 
Kairo die Planungsbehörde der Cairo New 
Capital City, das DHL Mulitfunktionslogis-
tik- und -verwaltungszentrum bzw. die 
Suezkanal-Wirtschaftszonenverwaltung, 
lernen Praxis und Entwicklung von Ver-
sorgung und Infrastruktur über die ver-
gangenen Jahrzehnte kennen und nehmen 
am ArabExpo Business Forum teil, einer 
unabhängigen Konferenz zur inter-
nationalen Zusammenarbeit von Mittel-
standsunternehmen, speziell KMU. Wegen 
der unwägbaren wirtschaftlichen Lage 
Deutschlands findet der Dialog in Ägypten 
im 1. Quartal 2023 statt. Interessierte, 
Unternehmerinnen und Unternehmer, die 
in Zukunft zum „Wirtschaftsdialog Afrika“ 
auf dem Laufenden gehalten, eingeladen 
werden, mitwirken möchten, wenden sich 
bitte an Falk Föll.�

Falk W. Föll (Kreisvorsitzender),

kanzlei@foell-international.de

Thomas Haberbosch,

Haberbosch@pwoa.de

Dr. Thilo Scholpp,

t.scholpp@lim-bw.de

Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-

Kraut im Austausch mit Parl. Staatssekretär im 
BMBF Dr. Jens Brandenburg.

Tobias Meier, CFO der DHL Fracht- und Logistikgruppe Mittlerer Osten/Afrika teilt Praxiserfahrung des 
Unternehmens aus 50 Jahren Präsenz in Ägypten vor Ort. 

Dr. Hany El-Kateb, Wissenschaftlicher Berater des Präsidenten der Arabischen Republik Ägypten für 
Nachhaltigkeit und Landwirtschaft, Leiter der Arbeitsgruppe „Nutzung deutscher Wasserstofftechnolo-
gieentwicklung für Ägypten“ zum Thema “Nachhaltige Entwicklung und grüner Städtebau”. 
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Die MIT-Kreisverbände Mannheim und 
Bergstraße verbinden eine langjährige 
Freundschaft. Diese ist erwachsen aus 
dem Bewusstsein, dass eine wirtschafts-
politische Zusammenarbeit zwischen den 
Verbänden über die Landesgrenze hinweg 
Impulse für die heimische Wirtschaft in 
der Metropolregion Rhein-Neckar setzen 
können. Neben der gemeinsamen inhalt-
lichen Ausrichtung und politischen Arbeit 
sind aber auch gegenseitige Besuche bei 
Veranstaltungen fester Bestandteil des 
Miteinanders.

So waren die Vorstandsmitglieder der 
MIT Mannheim auch dieses Jahr zu Be-
such auf dem Nibelungenhof des Ehren-
vorsitzenden der MIT Bergstraße, Werner 
Hartmann, um am dortigen politischen 
Sommerfest teilzunehmen.

In einem Rundumschlag teilte der Gast-
geber Matthias Wilkes, Kreisvorsitzender 
der MIT Bergstraße, gegen die Bundes-
regierung aus. Er kritisierte u. a., dass der 
Schuldenstand der öffentlichen Hand auf 
einen neuen Rekordstand gestiegen sei. 
Als Exportland könne man sich auch die 
höchsten Energiekosten im europäischen 
Vergleich nicht leisten.

Als Festredner hatte die MIT Tilmann 
Kuban eingeladen. Er wurde 2019 zum 
Bundesvorsitzenden der Jungen Union 
Deutschlands (JU) gewählt, ist Ab-
geordneter des Deutschen Bundestages 
und dort u. a. Mitglied des Wirtschafts-
ausschusses. Mit Kritik an der derzeitigen 
Bundesregierung sparte der „gewichtige“ 

Politiker nicht. So ging er auch auf die 
doch eher unglückliche Rolle der Bundes-
verteidigungsministerin ein, die Kompe-
tenzen und Fingerspritzengefühl auf dem 
Gebiet der Verteidigungspolitik vermissen 
lasse. Damit kritisierte Kuban nicht nur die 
„Helikopteraffäre“, sondern auch die Liefe-
rung von Helmen in die Ukraine, die inter-
national für Kopfschütteln sorgte.

Ebenso ging Kuban auf den Ukraine-Krieg 
mit den drastischen Auswirkungen für 
die Ernährung der Weltbevölkerung ein. 
Schließlich sprach er sich angesichts des 
Energienotstandes für eine gerechte Ver-
teilung der Lasten aus.

 „Nur wenn wir auch über Landesverbands-
grenzen hinweg zusammenhalten, können 
wir innerhalb und außerhalb der MIT etwas 
für den Mittelstand bewegen“, stellte der 
Mannheimer MIT-Kreisvorsitzende Alex-
ander Fleck abschließend fest, „angesichts 
der Auswirkungen der Coronakrise und 
den Herausforderungen des Ukraine-Krie-
ges gibt es genug für eine starke Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion zu tun.“�

Alexander Fleck (Kreisvorsitzender), 

alexander-fleck@t-online.de,

mit-mannheim.de

MIT Mannheim: MIT verbindet über Landesgrenzen hinweg 

Traditionelles 
Sommerfest mit 
Tilmann Kuban

Alexander Fleck, Tilmann Kuban MdB und  
Werner Hartmann (v. l. n. r.)

Gute Laune bei den Mannheimer Gästen
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Die Idee des Azubi Story Awards ist einfach: Azubis erstellten mit dem Handy ein 
kurzes Video über ihren Betrieb und luden das Video in TikTok oder Instagram. 
Nach Ablauf der „Einsendefrist“ wurden die Videos von einer Jury gesichtet und 
die besten 10 Sieger ermittelt. 

Die Preisträger:

Platz 1: Bäckerei Trölsch, 
Korntal-Münchingen

Platz 2: Lautmacher Veranstaltungs-
technik GmbH, Ludwigsburg

Platz 3: Laura Scheich (Mannsper-
ger Möbel + Raumdesign), Murr

Platz 4: Weller Automobile, 
Bietigheim-Bissingen

Platz 5: Greiner AG, Pleidelsheim

Platz 6: Hainbuch GmbH, Marbach 
am Neckar

Platz 7: Nick Teschke (Mannsperger 
Möbel + Raumdesign), Murr

Platz 8: Lotte Schwanitz (Mann-
sperger Möbel + Raumdesign), Murr

Platz 9: Mann&Hummel Inter-
national GmbH, Ludwigsburg

Platz 10: Scholl Concepts GmbH, 
Remseck am Neckar�

MIT Ludwigsburg: 
Bäckerei-Azubis holen 
sich den 1. Preis

Mit einer speziellen „Award-Website“, mit Flyern und einem Poster sowie rund 3.000 Euro 
Schaltungsbudget hat die MIT Ludwigsburg ihre Aktion beworben. 32.000 Likes, 78.000 Video-
aufrufe, 92.600 Hashtag-Aufrufe und 445 Besuche unserer Website waren die positive Bilanz. 

Auf der Award-Siegerparty haben wir die 
Videos vorgestellt und prämiert. Als ers-
ter Preis wurden 1.000 Euro übergeben, 
ein respektables Dankeschön für die 
Mühe, die sich die Azubis der Bäckerei 
Trölsch gemacht haben. Ihre Story: ein 
„Drogendeal“, den sie in eine Backstube 
verlegt hatten. 

Die Azubis und ihre Ausbilder, der MIT-
Vorstand und Sponsoren beim Video-
schauen und Feiern. Für den Azubi Award 
konnten wir über 16.000 Euro Sponsoren-
gelder akquirieren. 

Michael Jacobi (Kreisvorsitzender),

info@mit-ludwigsburg.de,

mit-ludwigsburg.de
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Zurzeit suchen viele Mittelständler und 
Familienbetriebe offene Ohren für ihre An-
liegen, Sorgen und Nöte. Manche bleiben 
verschlossen, bei anderen hört man nur zu 
oder verschiebt die Zuständigkeit an ande-
re Stelle. Lieferkettenengpässe, Personal-
mangel und nicht mehr kalkulierbare Preise 
gefährden nicht nur die Weiterentwicklung, 
sondern auch die reine Existenz dieser Be-
triebe. Das sollte an Herausforderungen 
eigentlich reichen, so denkt man.

Leider droht aber auch von anderer Seite 
eine Gefahr. Diese ist beständig, in der 
Öffentlichkeit auch bekannt und trotz-
dem muss man immer wieder auf sie auf-
merksam machen: die Gefährdung der 
Betriebe durch Cyberkriminalität.
Es war eine hochkarätige Veranstaltung, 
die die CDU Breisgau-Hochschwarzwald 
zusammen mit der MIT auf die Beine ge-
stellt hat. Verschiedene Mitarbeiter des 
Verfassungsschutzes des Landes Baden-

Württemberg gaben nicht nur Einblicke 
in die Vorgehensweise solcher Angriffe, 
sondern auch Tipps bei der Prävention. 
Man fühlt sich in diesem Zusammen-
hang an das Rennen zwischen Hase und 
Igel erinnert. Ein vermeintliches „Daten-
leck“ geschlossen, kann schon das nächs-
te wieder für Gefährdung sorgen. Die 
Sensibilität für dieses Thema ist nicht nur 
Chefsache, sondern muss auch innerhalb 
der Belegschaft vorhanden sein. Es ist ein 
Damoklesschwert jedes Unternehmens. 
Die große Resonanz, auf die diese Ver-
anstaltung stieß, zeigt, dass es auch an 
der Basis angekommen ist.
Die Hoffnung, dass mittelständische Be-
triebe hierbei nicht von Interesse wären, 
wurde gleich zu Beginn aufgeräumt. 
Jeder Betrieb steht im Fadenkreuz kri-
mineller Organisationen. Selbst Institu
tionen und Verwaltungen können sich 
nicht in Sicherheit wiegen. Beispiele hier-
für gibt es zuhauf.
Die Mittelstandsunion war durch Bun-
des-, Landes- und Bezirksebene gut ver-
treten und wird auch künftig in ihrer 
Arbeit nicht nur offene Ohren, sondern 
konkretes Sprachrohr für die Betriebe 
sein. „Es kann nicht sein“, so die Bezirks-
vorsitzende Ruth Baumann, „dass unsere 
Unternehmen nur dort auf Interesse sto-
ßen, wo sie es gerade nicht möchten, 
während die Politik sich hinter Papier 
versteckt“. �

Ruth Baumann (Bezirksvorsitzende), 

r.baumann@baumann-co.de, 

mit-suedbaden.de

Wenn mittelständische 
Betriebe an falscher  
Stelle auf Interesse stoßen
Wirtschaftsschutz und Cyberabwehr als Herausforderung

Auch in Zeiten der Digitalisierung gibt es noch Broschüren…

(V. l. n. r.:) Norbert Bekermann, Wolfgang Mieske, Ruth Baumann und Dietrich Eberhardt
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Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) lehnt die vom 
Kabinett beschlossene Einführung des Bürgergelds ab. Die 
MIT-Bundesvorsitzende Gitta Connemann erklärt: „Die Grund-
sicherung beruht auf dem Prinzip vom ‚Fördern und Fordern‘. 
Es hat sich bewährt. Das sogenannte Hartz IV hat geholfen, die 
Massenarbeitslosigkeit in Deutschland zu beenden. Arbeitslose 
werden bei der Arbeitssuche unterstützt. Wer sich nicht um 
Arbeit bemüht, wird sanktioniert.“
 
Connemann warnt: „Dieses Erfolgsmodell wird jetzt von der 
Ampel beerdigt. Es drohen fatale Konsequenzen. Das Bürger-
geld ist der Einstieg in das bedingungslose Grundeinkommen. 
Falsche Anreize werden gesandt. Für Geringverdiener wird re-
guläre Arbeit damit unattraktiver – und das bei fast 900.000 un-
besetzten Stellen.“
 
Connemann kritisiert, dass die Weiterbildungspflicht auf-
gehoben werden soll. „Die Zeit der Arbeitslosigkeit muss ge-
nutzt werden – auch im Interesse der Betroffenen selbst. Es gibt 
einen wahren Hunger nach Fachkräften.“
 
Auf Widerstand stößt auch der Plan, Sanktionen faktisch neun 
Monate auszusetzen, wenn man sich nicht ernsthaft um eine 
Arbeit bemühe. Die MIT-Bundesvorsitzende: „Das Bürgergeld 
hebelt das Leistungsprinzip aus. Warum sollte man morgens zur 
Arbeit gehen, wenn man über das Bürgergeld fast genauso viel 
herausbekommt?“ Bundesagentur und Vermittler in den Job-

MIT Bund

Rohre, Stäbe, Profile aus
thermoplastischen

Kunststoffen

GEHR GmbH
Casterfeldstraße 172
D-68219 Mannheim
Telefon: 0621-87 89-0
Telefax: 0621-87 89-200www.gehr.de

Kabinett beschließt Bürgergeld

Ampel beerdigt Prinzip 
‚Fördern und Fordern‘ –  
Einstieg in das bedingungs-
lose Grundeinkommen
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centern würden das Instrument der Sanktionen benötigen, um 
mit den Betroffenen noch in Kontakt treten zu können.
 
Nicht nachvollziehbar ist für die MIT der Umgang mit Schonver-
mögen. Eine vierköpfige Familie, die ein 140 qm großes Haus, 
zwei Pkw – einer pro Erwerbsfähigem – sowie ein Vermögen von 
150.000 Euro besitzt, wird danach zwei Jahre lang volles Bürger-
geld erhalten – selbst wenn neun Monate lang jede Kooperation 
verweigert wird.
 
Gitta Connemann: „Nichtleistung lohnt sich zukünftig – finan-
ziert von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Auch von 
denen, die kein eigenes Auto haben und zur Miete wohnen. Das 
hat mit Gerechtigkeit nichts zu tun. Mit solchen Maßnahmen 
wird die Politikverdrossenheit geschürt.“
 
Die MIT-Bundesvorsitzende zieht ein vernichtendes Fazit: „Es 
darf nicht der Eindruck entstehen: Wer arbeitet, ist der Dumme. 
Aber dieses fatale Signal sendet die Ampel jetzt – und das mit-
ten in einer historischen Wirtschaftskrise. Die Politik der Ampel 
wird immer abstruser.“�

Dr. Juliane Berndt (Leiterin Kommunikation),

info@mit-bund.de,

mit-bund.de

Erfrischend innovativ  
für Kühler, Kälte, Klima

Salzmann Kühler GmbH
Tel.: 07731 8684-0

www.salzmann-kuehler.de
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Natürlich steht in diesen Monaten jede 
Bundesvorstandssitzung unter dem Zeichen 
der großen Herausforderungen in allen Be-
reichen, die ein Mix aus Coronafolgen, Liefer-
kettenkrise und schließlich Putins Angriff auf 
die Ukraine ausgelöst haben. 

So war es auch bei dieser Klausurtagung 
des MIT-Bundesvorstands, die in Papen-

burg im Emsland stattfand, im Wahlkreis 
unserer Bundesvorsitzenden Gitta Con-
nemann. Eine der zentralen Aufgaben der 
MIT ist, Lobby für die kleinen und mitt-
leren Betriebe sowie die Selbstständigen 
zu sein, und hier musste unsere Bundes-
vorsitzende dasselbe berichten, was 
Unionspolitiker landauf, landab zu hören 
bekommen. Immer mehr Menschen 

haben Angst um ihren Arbeitsplatz, 
immer mehr Unternehmer fürchten sich 
vor einer Insolvenz. Es herrscht Angst, 
eine Angst, die nicht verschwinden wird, 
solange die Ampel so weitermacht wie 
bisher. Noch mehr als sonst wird jetzt die 
„MIT als Stimme des Mittelstands“ ge-
braucht, nicht nur in Berlin, sondern im 
ganzen Land, so Connemann.

Klausurtagung der 
Bundes-MIT in  
Papenburg 

Foto: MIT Bund
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Fünf-Punkt-Plan-Forderung

Ein zentraler Punkt der Klausurtagung 
waren dementsprechend Beschlüsse 
zu den die Mittelständler aktuell be-
treffenden Problemen und Heraus-
forderungen, um auf diese Weise in die 
Berliner Politik einzuwirken bzw. ganz 
konkret durch Anträge der MIT zum 
CDU-Bundesparteitag am 9. und 10. 
September in Hannover den Kurs der 
CDU mitzubestimmen. 

In ihrem Fünf-Punkte-Plan zur aktuel-
len Krise fordert die MIT die Entlastung 
von Betrieben und Bürgern sowie eine 
Garantie der Energiesicherheit. Dazu 
sind u. a. gerade mit Blick auf die gras-
sierende Inflation die Abschaffung der 
Kalten Progression, eine deutliche An-
hebung der Entfernungspauschale, mit 
Blick auf den Wettbewerb im Binnen-
markt die Absenkung der Energie-
steuern auf EU-Mindestmaß und der 
Weiterbetrieb von bis zu sechs Kern-
kraftwerken nötig. Umlagen, die pau-
schal alle Endverbraucher belasten, 
lehnt die MIT ab. 

Reform des  
öffentlich-rechtlichen Rundfunks

Die Skandale nicht nur beim RBB haben 
die MIT wieder einmal dazu veranlasst, 
eine schnellstmögliche und grund-
legende Reform des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks zu fordern. Er muss 
sich wieder auf Kernaufgaben konzent-
rieren und ein politisch ausgewogenes 
Informations-, Bildungs- und Kultur-
angebot bieten. Dazu muss dringend 
Kostentransparenz geschaffen werden, 
Mehrfachstrukturen sind abzubauen, 
Rundfunkanstalten zusammenzu-
legen. Eine derartige Reform, die eine 
Grundversorgung der Bevölkerung 
sicherstellt, erlaubt nicht nur eine 
spürbare Senkung der Rundfunkbei-
träge (und damit eine Entlastung fast 
aller Haushalte und Betriebe), sondern 
sichert auch die Unabhängigkeit und 
Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks.

Reform der Alterssicherung

Eine weitere Dauerbaustelle stellt die 
Alterssicherung dar. Hier fordert die 
MIT eine grundlegende Reform der 
Alterssicherung, um diese leistungs-
fähig und finanzierbar zu halten. 
Aufgrund der demografischen Ent-
wicklung und des Bundeszuschusses 
von zuletzt 112 Mrd. Euro im Jahr 
kann es ein “Weiter so“ in der Renten-
politik nicht geben. Die Grenzen der 
Belastbarkeit von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern sind erreicht. Damit 
langfristig die Beitragssätze aller 
Sozialversicherungszweige unterhalb 
der 40-Prozent-Marke gehalten werden 
können, braucht es grundlegende Re-
form- und Konsolidierungsansätze und 
eine grundlegende Neuausrichtung 
der Altersvorsorge in Deutschland, 
die künftig nur mit drei starken Säu-
len funktionieren kann: gesetzlicher 
Rentenversicherung, betrieblicher und 
privater Altersvorsorge. Für eine rea-
listische Reform hin zu einer leistungs-

fähigen und finanzierbaren Alters-
sicherung legt die MIT Leitlinien und 
Vorschläge vor. 

Weniger Regulierung durch die EU

Ein weiteres Themenfeld betraf die zu-
nehmende Regulierung durch EU-Vor-
gaben bzw. Initiativen. Gerade in der 
Sozialpolitik überschreitet die EU immer 
wieder ihre Kompetenzen, obwohl sie ge-
mäß den Verträgen keine Kompetenzen 
für eine europaweite Vereinheitlichung 
bei Themen wie dem Arbeitsentgelt, dem 
Streikrecht oder dem Koalitionsrecht hat. 
Eine Entwicklung, die auch bei den MIT-
lern im Europaparlament auf Widerstand 
stößt. Die MIT fordert in ihren Anträgen 
deshalb, dass sich die CDU-Politiker 
gegen die Entgelttransparenzrichtlinie 
und gegen Zusatzbelastungen durch 
Lieferkettenregulierung aussprechen. 
Überhaupt weist die zunehmende Regu-
lierung in der EU in die falsche Richtung. 
Weitere Anträge der MIT beschäftigen 

Foto: MIT Bund
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sich u. a. mit dem Mutterschutz sowie der 
finanziellen Unterstützung für Selbst-
ständige und Gründerinnen.

Keine verpflichtende Frauenquote 

Da die MIT der Sozialen Marktwirtschaft 
und dem Leistungsprinzip verpflichtet 
ist, lehnt sie den Vorschlag einer ver-
pflichtenden Frauenquote in der CDU 
– wie jede Quote - ab, eine Position, die 
auch JU und RCDS vertreten. 

Nach einer umfangreichen mehr als drei-
stündigen Diskussions- und Arbeitsphase 
stellte der Besuch der ebenso traditions-
reichen wie innovativen Meyer Werft 
in Papenburg einen schönen Kontrast 
dar. Das Unternehmen beweist in der 
„Provinz“, dass die deutsche Wirtschaft 
auch in Sparten, in denen eine hohe 
internationale Konkurrenz und staat-
liche Wettbewerbsverzerrung herrschen, 
dauerhaft erfolgreich ist. Diese Stärke 
der deutschen Wirtschaft muss die Union 
gegen Ideologen nicht nur im rot-grünen 
Lager verteidigen – und manchmal muss 
ihr die MIT dabei einen Schubs geben. 

Der niedersächsische Finanzminister 
Reinhold Hilbers ging am zweiten Tag 
darauf ein, wie immer größere Hilfen in 
der Krise und Nachhaltigkeit zusammen-

passen. Dass ginge nur, wenn man ziel-
gerichtet handelt, das Gießkannen-
prinzip ablehnt und nicht der Illusion 
erliegt, dass man durch eine hohe Infla-
tion den Staatshaushalt sanieren kann. 
An den Zinserhöhungen führe deshalb 
kein Weg vorbei. Mittelfristig müssen 
wir aus der Staatsverschuldung heraus-
kommen. Gerade ein ausgeglichener 
Staatshauhalt ist ein Kernelement der So-
zialen Marktwirtschaft. Dazu muss auch 
die Eigenverantwortung jedes Einzelnen 
wieder stärker betont werden, so Hilbers. 

Der Bundesschatzmeister Michael Littig 
konnte berichten, dass dies für die MIT 
mit Blick auf den Haushalt 2022 gilt. Die 
MIT hat auch nachgefragt, was ihre Mit-

glieder von ihr wollen. Aus der Projekt-
kommission MIT 2024 konnte Marco 
Reuter berichten, dass sie – wenig über-
raschend – eine Konzentration auf wirt-
schaftspolitische Positionen und deren 
Einbringung in Partei und Bundestags-
fraktion erwarten. Außerdem wird sich 
die MIT zu diesem Zweck mit Verbänden 
und Wissenschaft vernetzen sowie ihre 
Mitglieder informieren. Auch Großveran-
staltungen und Veranstaltungen mit der 
Bundesvorsitzenden sind willkommen. 

Inka Sarnow (Beisitzerin MIT Bund und  

Stv. Landesvorsitzende MIT BW),

sarnow@mit-lvbw.de
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Die EZB hat durch die Anhebung der Leit-
zinsen etwas Druck vom Euro/Dollar-Kurs 
genommen und eine Kurskorrektur weg 
vom billigen Geld durchgeführt. Doch eine 
Kurskorrektur bedeutet noch nicht, dass 
man auch den richtigen Weg eingeschlagen 
hat. Noch immer reagiert die EZB zu 
schwerfällig und verhält sich eher wie eine 
gewaltige Umverteilungsmaschinerie als 
eine Garantin der Wertstabilität des Euros. 
Dabei war es genau dieses Versprechen von 
Stabilität, das die Politik den Bürgern der 
Eurozone vor der Einführung der Gemein-
schaftswährung gegeben hat.

EZB stabilisiert Haushalte,  
nicht den Euro

Die EZB zeigt seit Jahren ein – vor allem 
für Deutschland und den hiesigen Mittel-
stand – gefährliches Handeln: Durch 
massive Auf- und Stützkäufe vor allem 
südeuropäischer Staatsanleihen konn-
ten zwar einige nationale Haushalte vor 
dem Kollaps bewahrt werden, doch ge-
fährdete die EZB durch die für Südländer 
gestaltete Niedrigzinspolitik die Wert-
stabilität des Euro und enteignete vor 
allem deutsche Sparer.

Außerdem verhinderte die EZB damit die 
Durchsetzung notwendiger Reformen in 
den betreffenden Ländern. Mehr noch, sie 
erstickte sogar die Reformen im Keim, die 
in Ländern wie Spanien oder Irland bereits 
erste Früchte getragen haben. Damit setzte 
sie nicht nur ihre eigene Glaubwürdigkeit 
aufs Spiel, sondern die der gesamten Europa-
politik. EU wie EZB müssen sich daher die 
Frage gefallen lassen, ob sie über die aus-
reichende Vernunft und Verantwortung ver-
fügen, anständig mit dem ihnen anvertrauten 
Geld der Bürger umgehen zu können.

Wollen die europäischen Institutionen ihre 
Glaubwürdigkeit bewahren, sollten sie sich 

somit zunächst an ihre eigenen Regeln und 
Vorgaben halten. Beide müssen den Bürgern 
beweisen, dass den getätigten Ausgaben 
auch ein entsprechender Gegenwert gegen-
übersteht. Unendlich Geld zu verbrennen 
und nachzudrucken, ohne Reformen einzu-
fordern, ist keine vertrauensbildende und 
langfristig funktionierende Maßnahme.

Handeln ohne Plan

Vor allem durch die politisch gewollte 
Kostenexplosion der Energiewende sowie 

format d:

Finanzrahmen 
marktkonform 
gestalten

MIT Land

C
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Artur Farr GmbH + Co. KG

Lindenstraße 9
75210 Keltern
tel +49 (0) 72 36 / 93 91 0
fax +49 (0) 72 36 / 93 91 29
info@farr-feinmechanik.de
www.farr-feinmechanik.de
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Kostensteigerungen durch die weltweiten 
Covid-Maßnahmen und den Schock des 
Ukraine-Kriegs wurde eine gewaltige In-
flation in der Eurozone erschaffen. Gerade 
hier und jetzt müssten EZB und EU stabili-
sierend eingreifen. Doch das Gegenteil ist 
der Fall. Einerseits freuen sich die Finanz-
minister über die inflationär bedingten 
steuerlichen Mehreinnahmen, andererseits 
erschafft die EZB das Transmission Protec-
tion Instrument (TPI) als Kriseninstrument, 
das ihr wiederum nahezu unbegrenzte An-
leihekäufe in einzelnen Ländern ermöglicht. 
Hierbei ist jedoch noch völlig offen, ob man 
überhaupt angemessen schnell reagieren 
kann und in wessen Kompetenz dies liegt. 

Anstatt also von notorischen Defizit-
Ländern wie Italien Reformen zu ver-
langen, zielt das TPI darauf ab, die Risiko-
aufschläge (auch Spreads) betroffener 
Euro-Länder gegenüber anderen zu redu-
zieren. Folglich wird die EZB vor allem An-
leihen aus den Nordländern verkaufen und 
in Südeuropa (v. a. Italien und Griechen-
land) investieren. Dies erhöht die Rendi-
ten bei den Erstgenannten und reduziert 
sie bei Letzteren. Damit hebelt die EZB 
elementarste Marktmechanismen aus, 
denn Anleiherenditen sind ein am Finanz-
markt relevantes Bewertungskriterium für 
die Beurteilung von Ausfallwahrschein-
lichkeiten. Fachleute aus der Wirtschaft 
und der Finanzwelt sind entsetzt.

Dringende Kursumkehr nötig

Allgemein wird damit gerechnet, dass 
der Druck auf die Märkte auch un-
abhängig vom Ukraine-Krieg weiter be-
stehen wird. Denn zum einen werden die 
massiven Probleme der eingeschränkten 
Lieferketten noch eine Weile fort-
gestehen, was viele Unternehmen dazu 
verleitet, Einkäufe vorzuziehen, um sich 
von weiter steigenden Preisen und er-
neuten Engpässen zu schützen (sog. 
„Vorzieheffekt“). Zum anderen besteht 
die begründete Angst vor einer Lohn-
Preis-Spirale, da die Gewerkschaften mit 
gewaltigen Lohnforderungen ihrerseits 
Druck auf die Endpreise ausüben können. 
Das EZB-Inflationsziel von maximal 2 % 
dürfte vor diesem Hintergrund in weite 
Ferne rücken.

Um den Druck von der Währung zu neh-
men, muss wie auch in der Wirtschaft 
auf den Finanzmärkten der belohnt wer-
den, der ordentlich arbeitet und sauber 
haushält. Es ist nicht einzusehen, dass 
in Deutschland Sparer Niedrigzinsen er-
halten und das Rentenniveau abgesenkt 
wird, während die EZB Krisen-Ländern 
den Haushalt und deutlich höhere Sozial-
ausgaben und Rentenniveaus stützt. 
Bonitätsabhängige Zinsen sind ein Kern-
bestandteil der Marktwirtschaft und 
müssen es bleiben.

Markt und Verantwortung

Somit heißt wieder einmal die Lösung: 
mehr Markt. Die EZB-Wortkreation der 
„Transmission der Geldpolitik“, die uns 
schmerzlich an die absurde Terminologie 
der „Transformation der Wirtschaft“ er-
innert, ist nichts anderes als sträfliche 
Augenwischerei. Sie existiert weder öko-
nomisch noch finanztechnisch, sondern 
soll nur kaschieren, dass es einfacher ist, 
die Nordländer zur Kasse zu bitten, als den 
Süden mit einschneidenden Reformen zu 
konfrontieren. Oder anders ausgedrückt: 
Während der deutsche Wirtschaftsminister 
das Volk auf das Ende des Wohlstands ein-
stimmt, sorgt die EZB im Süden mit der fi-
nanziellen Gießkanne für sozialen Frieden.

Wir appellieren somit an die Europa-
politiker und die EZB, endlich den Mut 
aufzubringen, ökonomische Vernunft 
über politisches Geplänkel zu stellen. Die 
angesprochenen Maßnahmen der finan-
ziellen Vertrauensbildung sowie der 
Durchsetzung disziplinarischer Vorgaben 
waren nur zwei Punkte. Auch hätte man 
den Wegfall der 73 Sitze Großbritanniens 
zu einer weiteren Reduktion des Parla-
ments nutzen können. Doch anscheinend 
ist der (Leidens-)Druck in den Geber-
ländern noch nicht groß genug. Dies 
dürfte sich mit weiteren Kostenex-
plosionen durch den fatalen Green Deal 
womöglich bald ändern.�

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

mit-bw.de



39Nr. 8 | 2022

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
(MIT) Baden-Württemberg fürchtet 
ohne Entlastungen für die Betriebe im 
Land einen Anstieg von Insolvenzen, Ab-
wanderung und Aufgabe von Betrieben. 
Die Mittelständler kritisieren das dritte 
Entlastungspaket der Bundesregierung 
als vertane Chance. Die Ampel habe er-
neut keine strukturelle Entlastung für 
kleine und mittlere Betriebe vorgesehen. 
Der Landesvorsitzende Bastian Atzger er-
klärte: „Dieses Paket ist ein Unterlassungs-
paket. Der Mittelstand braucht hände-
ringend Entlastungen – wie der Stopp 
der Gasumlage oder die Reduzierung der 

Energiesteuern. Diese Chance wurde – wie 
schon in Meseberg – verspielt. Es drohen 
Insolvenzen, Abwanderung und Aufgabe 
von Betrieben. Der Wirtschaftsstandort 
gerät zunehmend ins Straucheln. Viele 
Betriebe kämpfen jetzt um ihre Existenz. 
Doch die Ampel schaut weiter tatenlos zu. 
Jetzt muss die Landesregierung Druck auf 
Berlin machen.“

Bereits von der Mehrwertsteuersenkung 
auf Gas hätten die Betriebe nicht pro-
fitiert, so Atzger weiter. Auch jetzt ging 
der Mittelstand wieder leer aus: Wie und 
wann eine Entlastung der Betriebe über 

die angekündigte Strompreisbremse er-
folgt, bliebe unklar. Das Paket beinhalte 
zudem keinen Plan zur strukturellen Be-
grenzung der Energiekosten und zur Ver-
größerung des Angebots. Die Gasumlage 
werde nicht gestoppt.

„Gerade auf der Angebotsseite“, so Bas-
tian Atzger, „hätte man im Energiesektor 
viel bewirken können. In der aktuellen Si-
tuation zählt jede Kilowattstunde Gas und 
Strom. Die baden-württembergischen Be-
triebe brauchen Energiesicherheit und 
Preisstabilität. Dafür müssen wir alle Re-
gister ziehen. Die Ampel müsste endlich 
den Weiterbetrieb von bis zu sechs deut-
schen Kernkraftwerken ideologiefrei dis-
kutieren. Die Ampel hätte auch die An-
hebung der Maximalproduktionsgrenze 
bei Biogas beschließen können. Oder die 
Abschaffung von Zulassungshindernissen 
bei der Installation von PV-Anlagen. Leider 
findet die Ampel auch keine Antworten für 
den angespannten Energiemarkt. „Wasch-
lappen können die Atomenergie nicht er-
setzen.“�

Pressekontakt: 

Jürgen Scheurer, 

presse@mit-lvbw.de, 

mit-bw.de 

Pressemitteilung 7/2022

Mittelstand fordert 
Sofortmaßnahmen für 
Betriebe im Land
MIT Baden-Württemberg: „Entlastungspaket ist Unterlassungspaket“

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG · Vaihinger Str. 31 · 71063 Sindelfingen
Tel.: 07031-814792 · info@claus-gebaeudereinigung.de · www.claus-gebaeudereinigung.de
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Für die politische Linke in diesem Land 
ist reich, wer im Jahr als Alleinverdiener 
58.597 Euro brutto verdient. Ab die-
sem Betrag ist der Spitzensteuersatz 
von 42 % fällig. Anschließend hat die-
ser deutsche „Spitzenverdiener“ noch 
jährlich ca. 36.000 oder monatlich 3.000 
Euro netto zum Leben übrig. 

Der rhetorische Trick der linken Ampel-
minister besteht in der Aussage, dass 
man sie persönlich nicht entlasten 
müsse, wohl aber die sozial Schwa-
chen. Das sagt zum Beispiel der grüne 

Bundesminister Robert Habeck, der im 
Jahr rund 200.000 Euro bekommt. Ich 
stimme zu, dass man Habeck nicht ent-
lasten muss. 

Habeck sagt, dass die starken Schul-
tern in unserer Gesellschaft die Infla-
tion und die Energiekosten ohne zu-
sätzliche Unterstützung tragen sollen. 
Was aber genau meint er mit den star-
ken Schultern? Sich und seinesgleichen 
sind mehrere Hundert Euro monatliche 
Zusatzbelastung zuzumuten, da hat er 
recht. 

Leistungsträger unserer Gesellschaft 
sind für mich nicht Spitzenpolitiker, 
denen die wichtigsten Grundkenntnisse 
ihres Fachgebiets fehlen, sondern Men-
schen, die angestellt oder selbstständig 
jeden Morgen zur Arbeit gehen, damit 
am Monatsanfang so viel auf dem Konto 
ist, dass wenigstens die Ausgaben be-
zahlt werden können. Es sind für mich 
diejenigen, die noch immer daran glau-
ben, dass sich mit Einsatz und Können 
eine sichere Existenz aufbauen lässt. 
Es sind Menschen, die das deutsche 
Durchschnittseinkommen verdienen, 

Die vergessenen 
Leistungsträger
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also unverheiratet rund 45.000 Euro 
brutto im Jahr. Dass diese Menschen als 
die „starken Schultern“ bezeichnet wer-
den und die Ampel für sie keine größere 
Entlastung vorsieht, nenne ich ignorant 
und zynisch. 

In meinem Elternhaus galt die Maxime, 
Leistung muss sich lohnen. Das jetzige 
Steuersystem schröpft die Leistungs-
träger und bestraft diejenigen, die mehr 
arbeiten als andere. Das jetzige Steuer-
system demotiviert Menschen (meist 
sind es Frauen), die nach der Elternzeit 
wieder ins Berufsleben einsteigen wollen 
und diejenigen, die beispielsweise aus 
ihrer Halbtagsstelle auf 70 % aufstocken 
würden. Gerade auf diese Menschen 
kommt es jetzt im Fachkräftemangel an. 
Im jetzigen Steuersystem bleibt zu wenig 
Netto vom Brutto und die Nebenkosten 
bringen das Fass zum Überlaufen. 

Noch in diesem Jahr müssen Ent-
scheidungen her. Nach den Hilfen für 
die Transferempfänger (Rentner, Stu-
denten, Hartz-IV usw.) muss der arbei-
tenden Mitte, den bisher vergessenen 
Leistungsträgern, über eine Steuer-
reform spürbar geholfen werden. Statt 
Einmalzahlungen für Schwache muss 
der Steuertarif für alle angepasst wer-
den. Im Klartext heißt dies: deutliche 
Anhebung des Grundfreibetrags, Ab-
senkung der Steuer- und Abgaben-
tabelle sowie merkliche Anhebung des 
Betrags, ab dem der Spitzensteuersatz 
bezahlt werden muss. �

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

tobias-vogt.de

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.

Bei der EDEGS Formenbau in Freiberg am Neckar: 

Der Wirtschaftspolitiker Tobias Vogt MdL lässt sich von den Geschäftsführern Gerhard und 
Steffen Rapp erklären, was diese Firma so besonders macht. Das inhabergeführte Unterneh-
men entwickelt zusammen mit seinen Kunden Spezial-Werkzeuglösungen, baut die Formen 
selbst und produziert die Teile anschließend pünktlich und in höchster Qualität. Damit 
gehört er zu den Besten in seiner Branche. 
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Bernd Hertweck (55) ist gelernter Bank-
kaufmann und Bankfachwirt. Heute ist 
der gebürtige Hohenloher Vorstandsvor-
sitzender der Wüstenrot Bausparkasse 
sowie Geschäftsfeldleiter Wohnen bei 
der W&W-Gruppe. 
Der leidenschaftliche Bausparexperte 
und Branchenkenner ist zudem Vor-
standsvorsitzender des Verbands der 
Privaten Bausparkassen. Seine Themen 
sind: Schaffung von mehr Wohnraum, 
Stärkung der Wohneigentumsbildung 
und Umsetzung der Energiewende im 
Gebäudebestand. 
Als Mitglied der IHK Bezirkskammer 
Ludwigsburg setzt er sich für die Interes-
sen der regionalen Wirtschaft ein. Ehren-
amtlich engagiert er sich u. a. im Kurato-
rium der Schlossfestspiele Ludwigsburg 
und bei der Stiftung Kreditwirtschaft an 
der Universität Hohenheim. 
Der verheiratete und zweifache Vater ge-
nießt Spaziergänge mit dem Familien-
hund und besucht gerne Kultur- und 
Sportveranstaltungen. �

Bernd Hertweck,

bernd.hertweck@wuestenrot.de,

wuestenrot.de

Bernd Hertweck
Vorstandsvorsitzender 

MIT Ludwigsburg

„… in diesen herausfordernden Zei-
ten die mittelständische Wirtschaft 
mehr Unterstützung benötigt und 
Gehör in Politik und Gesellschaft 
finden muss.“

Die in München geborene Fremd-
sprachenkorrespondentin Petra Hof-
berger (45) hat 2010 ihr Hobby zum 
Beruf gemacht und in Grünwald ein 
Catering-Unternehmen gegründet. Über 
viele Jahre versorgte sie mit ihrer Mann-
schaft die Teams von bekannten Film-
produktionen des Bavaria Filmgeländes 
und verwöhnte über 200 Kindergarten-
kinder täglich mit leckerem Essen. 2017 
zog die 2-fache Mutter nach Baden-Ba-
den, wo sie mit ihrem Lebensgefährten 
das Restaurant „fidelitas“ im Alten 
Schloss zu Hohenbaden übernommen 
hat. Im Mai 2022 folgte die 2. Location, 
das „Petra’s Food & Wine“, hier verwöhnt 
sie ihre Gäste mit kleinen Köstlichkeiten 
und guten Weinen - selbstverständlich 
darf aber das gute Münchner Hell vom 
Fass nicht fehlen.

In ihrer Freizeit spielt sie leidenschaft-
lich Golf, geht mit ihrem weißen 
Schäferhund joggen oder verreist gerne 
mit ihrer Familie in fremde Länder.�

Petra Hofberger,

ph@ps-baden.de,

petras-baden.de

Eigentlich wollte Eugenio Perini (33) 
nach seiner Ausbildung als Koch am 
Gardasee noch weiter die Welt be-
reisen, lernte jedoch in Kirchzarten 
seine Ehefrau Marie Perini kennen, mit 
der er heute das Gasthaus zur Krone 
Märkt in Weil am Rhein führt. Der Ita-
lo-Marrokaner verführt hier seine Gäste 
auf kreative und innovative Weise mit 
Markgräfler Lebensmitteln an marok-
kanischen Aromen und französisch-me-
diterraner Kochkunst. Mit historischen 
Bildmotiven des geschichtsträchtigen 
Hauses und der modernen Einrichtung 
und kleinen Details gelingt den Gast-
gebern der Zeitsprung in die Gegen-
wart. Dieses Cross-over spiegelt sich 
auch in Perinis Signature Dish wider: 
Safran geht hier eine Liaison mit Trüffel-
aromen ein und bringt einen Hauch von 
Orient in das Dreiländereck. 

Perini engagiert sich außerdem bei ver-
schiedenen Sport- und gemeinnützigen 
Vereinen.�

Eugenio Perini,

info@krone-maerkt.de,

kronemaerkt.de

Eugenio Perini
Koch, Hotel- u. Restaurantinhaber 

MIT Lörrach

Petra Carolin Hofberger
Unternehmerin

MIT Baden-Baden

„… der Sinn des Lebens nicht in uns 
selbst liegt, sondern in unserem Da-
sein für andere Menschen - und mit 
der MIT ist das der richtige Weg.“

„… ich dazu beitragen möchte, die 
mittelständischen Unternehmen 
zu stärken.“
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Wirtschaft

Am 19.07.2022 war ich mit Bundes-
finanzminister Christian Lindner auf 
meinem Instagram-Kanal „Steuerfa-
bi“ für eine gute halbe Stunde im Ge-
spräch. Für meine gut 270.000 Insta-
gram-Follower sprach ich mit dem 
Minister über aktuelle Finanzthemen. 
(Ich tausche mich regelmäßig öffent-
lich mit ihm aus.) 

Eine besondere Ankündigung, die dann 
auch in einigen Medien aufgegriffen 
wurde, konnte ich dem Finanzminister 
während des Livestreams im Juli ab-
gewinnen: Die geplante Veränderung 
der Gewinnerzielungsabsicht bei Pho-
tovoltaikanlagen. Momentan gelten 
Anlagen bis 10kWp als Liebhaberei 
und sind so nach einem formlosen An-
trag von Ermittlung und Abführung 
der Einkommensteuer befreit. Der 
Finanzminister ließ durchblicken, dass 
eine Erleichterung der Regularien vom 
Bundesfinanzministerium geplant ist, 
da eine Förderung privater Photovolta-
ikanlagen generell wünschenswert sei. 
Es bleibt abzuwarten, inwieweit die 
Grenze bei der Einkommensteuer nach 
oben korrigiert wird, z. B. auf 30 kWp, 
und ob auch endlich bei der Umsatz-
steuer angesetzt wird. Was aus meiner 
Sicht beides wünschenswert wäre. 

Ein weiterer Punkt, der Anleger sicher-
lich freuen wird, ist eine geplante Re-

form der Spekulations- und Haltefrist 
für Wertpapiere im Zusammenhang 
mit der Aktienrente. Nach dem Willen 
des Finanzministers sollten Aktien-
geschäfte im Zuge einer privaten 
Altersvorsorge zumindest teilweise 
steuerbefreit sein. Wie eine genaue 
Ausgestaltung aussehen könnte, ließ 
er allerdings offen.

Im letzten Teil des Gespräches ging 
es um den Bürokratieabbau. Ich habe 
hier speziell das Thema Energiepreis-
pauschale ins Gespräch gebracht. 
Die Bürokratiekosten für die Einmal-
zahlung des Arbeitgebers im Septem-
ber liegen bei mindestens 775 Millio-
nen Euro. Elf Paragrafen mussten im 

Einkommensteuergesetz hinzugefügt 
werden. Hier gibt Lindner an, dass er 
das „so nicht immer wieder machen 
würde“.

Beim Thema einer großen, alles ver-
einfachenden Steuerreform kommt 
der Finanzminister zum ersten und 
einzigen Mal etwas ins Straucheln. 
Um die Steuererklärung auf dem Bier-
deckel möglich zu machen, gäbe es zu 
viele verschiedene Interessenparteien. 
Es sei außerdem sicherzustellen, dass 
eine Vereinfachung keine unnötigen 
Härten für Einzelne mit sich bringt. 
Lindner will sich stattdessen auf Digi-
talisierung und Pauschalisierungen in 
der Steuererklärung konzentrieren. 

Fabian Walter, Geschäftsführer der Steuerversum 
GmbH und Beisitzer im Landesvorstand der MIT 
Baden-Württemberg 

Steuern und 
bürokratische 
Hürden senken 
„Steuerfabi“ spricht mit Christian Lindner  

(und schaut sich Robert Habeck bei Maischberger an) 

www.autenrieth-kunststofftechnik.de

WIR VERSTEHEN KUNSTSTOFF SEIT 1977

www.autenrieth-kunststofftechnik.de
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Wenn man das am 04.09.2022 verkündete 
dritte Entlastungspaket mit einem Vo-
lumen von 65 Milliarden Euro anschaut, 
ist aber eher mit einem Ausbau, statt mit 
einem Abbau der Bürokratie zu rechnen. 
Kleine und mittlere Unternehmen werden 
mit diesem Paket leider (fast) gar nicht ent-
lastet. Die Ampel verweist in erster Linie 
auf bestehende, verbesserte KfW-Pro-
gramme und ein erweitertes Programm für 
energieintensive Unternehmen.

Die Arbeitgeber sollen ihren Arbeit-
nehmern unter anderem bis zu 3.000 

Euro zusätzlich steuer- und sozialab-
gabenfrei auszahlen können. In der 
Breite wird es bei der aktuellen Situa-
tion für viele Arbeitgeber nicht mög-
lich sein, Zusatzzahlungen an Arbeit-
nehmer zu leisten. Es wäre sinnvoller, 
bereits vereinbarte Zahlungen, wie das 
Weihnachtsgeld, steuer- und abgaben-
frei zu stellen. 

Nachdem ich jedoch am 06.09.2022 bei 
Maischberger (siehe ARD-Mediathek) 
unseren Wirtschaftsminister Robert 
Habeck erklären gehört habe, dass ein 

Produktions- und Verkaufstopp von 
Produkten deutscher Unternehmen 
nicht automatisch eine Insolvenz für 
diese bedeutet, habe ich Zweifel, ob 
die Ampel künftig sinnvolle(re) Lösun-
gen erkennt und diese dann auch un-
bürokratisch umsetzen kann.�

Fabian Walter, 

kontakt@steuerfabi.de, 

steuerfabi.de 
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Ob Corona-Regeln, Homeschooling oder 
digitale Verwaltung – die vergangenen bei-
den Jahre haben die Rolle des Föderalismus 
in Deutschland in den Vordergrund gerückt. 
Vier Landtagswahlen in diesem Jahr richten 
das Augenmerk zusätzlich auf die Stärken 
und Schwächen der 16 Bundesländer und 
auf die Güte der jeweiligen Landespolitik. 

Deshalb hat die Stiftung Familienunter-
nehmen die Standortqualität in einer 
großen Studie verglichen. Im jetzt erst-
mals vorgelegten Bundesländerindex 
spielt Baden-Württemberg vorne mit. 
Doch beim Gesamtranking liegen Bayern 
und Sachsen auf den vordersten Plät-
zen. Das Ländle folgt erst auf Platz drei 

und zeigt erstaunliche Schwächen beim 
Thema Infrastruktur.

Das ZEW Mannheim hat unter Lei-
tung von Professor Friedrich Heine-
mann und im Auftrag der Stiftung 
eine Vielzahl von Einzelindikatoren 
betrachtet und gewichtet. Daraus 

Baden-Württemberg 
bleibt guter Standort für 
Familienunternehmen

Aber bei einigen Indikatoren 

erreicht das Land nur mittel-

mäßige Plätze / Neuer 

Bundesländerindex der Stif-

tung Familienunternehmen

Foto: Helga Lade Fotoagentur GmbH, Ger | Ott | picture-alliance
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haben die Wissenschaftler fünf In-
dizes zusammengefügt: Steuern, 
Arbeit und Humankapital, Finanzie-
rung, Infrastruktur und Institutionen. 
Die fünf Subindizes haben sie dann 
als gewichteten Durchschnittswert 
zu einem Gesamtwert zusammen-
geführt. Dabei wurden die Stadt-
staaten und die Flächenstaaten ge-
trennt betrachtet.

Der Bundesstaat  
als lernendes System

Prof. Rainer Kirchdörfer, Vorstand der 
Stiftung Familienunternehmen, erläutert 
die Bedeutung des Projekts für die Pra-
xis: „Der Bundesländerindex ist ein völlig 
neuer Beitrag zur Transparenz der Stand-
ortbedingungen in Deutschland. Damit 

Stärken-/Schwächen-Profile der Bundesländer im Bundesländerindex

Subindex
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Panel (A): Flächenländer

Bayern 81,52 56,56 65,65 53,03 30,96 56,17

Sachsen 60,98 58,88 72,98 46,59 20,02 52,31

Baden-Württemberg 71,34 52,86 60,49 43,43 32,51 50,13

Hessen 52,95 48,08 53,55 52,97 35,00 49,52

Nordrhein-Westfalen 13,43 42,21 50,15 57,12 45,83 45,71

Thüringen 35,89 52,34 73,38 35,26 20,59 43,65

Mecklenburg-Vorpommern 62,62 36,38 75,82 40,09 23,74 42,99

Saarland 47,93 36,93 38,22 54,25 22,52 42,78

Niedersachsen 55,09 42,58 43,47 45,54 16,12 42,31

Schleswig-Holstein 66,43 32,11 48,39 42,96 18,37 39,59

Brandenburg 80,48 40,49 64,94 23,04 19,78 38,75

Sachsen-Anhalt 60,87 38,87 53,15 32,50 16,99 38,08

Rheinland-Pfalz 69,10 39,78 54,73 29,32 11,37 37,70

Panel (B): Stadtstaaten

Berlin 52,76 54,14 61,75 72,15 76,80 63,33

Hamburg 42,55 56,74 50,36 69,52 93,56 62,84

Bremen 32,63 36,51 11,82 77,58 55,53 49,93

Quelle: ZEW-Berechnungen.  © Stiftung Familienunternehmen

Rathberger GmbH
Beim Breitenstein 25
D-79588 Efringen-Kirchen
+49 (0)76 28 918 33-0
www.rathberger.de 
info@rathberger.de
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Info zur Tabelle

Die Tabelle gibt die jeweiligen 
Punktwerte der Bundesländer für 
die fünf Subindizes Steuern, Arbeit 
und Humankapital, Finanzierung, 
Infrastruktur sowie Institutio-
nen und den Gesamtwert für den 
Bundesländerindex als Stärken-/
Schwächen-Matrix wieder. Die 
Bundesländer sind dabei separat 
für die Flächenländer (Panel A) und 
die Stadtstaaten (Panel  B) und ge-
mäß ihrer jeweiligen Platzierung 
im Gesamtranking in absteigender 
Reihenfolge angeordnet. Dadurch 
liegt etwa Bayern auf Platz  1 und 
Rheinland-Pfalz auf Platz  13 der 
Flächenländer, während Berlin bzw. 
Bremen als bester resp. schlechtes-
ter Stadtstaat gelistet ist.

Für die einzelnen Subindizes werden 
lediglich Punktwerte, jedoch keine 
Ranking-Positionen angezeigt. 
Allerdings wird durch eine grüne 
Schattierung in einem jeweiligen 
Themengebiet ein höherer Punkt-
wert und durch eine rote Schat-
tierung ein niedrigerer Punktwert 
indiziert. Die Farbskala repräsen-
tiert von dunkelrot über orange 
und gelb bis hin zu dunkelgrün 
eine zunehmend bessere relative 
Bewertung des jeweiligen Bundes-
landes innerhalb des jeweiligen 
Subindex.
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können die Entscheidungsträger aus 
Politik und Verwaltung dazulernen, Fehl-
entwicklungen korrigieren und Impulse 
aufnehmen. So haben sich die Väter 
des Grundgesetzes den Bundesstaat 
ursprünglich vorgestellt: als lernendes 
Wettbewerbssystem, bei dem Gutes von 
allen übernommen werden kann.“

Es gibt für Baden-Württemberg durch-
aus gute Noten. Das Land belegt bei-
spielsweise den zweiten Platz bei 
Berechnungen für den Subindex Institu-
tionen. Dabei steht die Leistungsfähig-
keit der Verwaltung im Vordergrund. 
Länder und Kommunen können hier 
Bürger- und Wirtschaftsfreundlichkeit 
unter Beweis stellen: durch rasche und 
unbürokratische Zugänge, integre Ver-
waltungsentscheidungen und digitale 
Innovationen. Außerdem wird die Dich-
te des kulturellen Angebots in diesen 
Subindex einbezogen.

Bei Finanzverwaltung und  
Finanzierung etwas abgeschlagen

Beim Faktor Steuern schneidet Ba-
den-Württemberg auf den ersten Blick 
auch nicht schlecht ab (Platz 3). Aller-
dings lohnt hier ein Blick auf die De-
tails. Die Forscher des ZEW attestieren 
dem Land eine relativ niedrige Qualität 
der Finanzverwaltung (Platz 9). Auch 
beim Subindex Finanzierung steht das 
Bundesland nicht so glänzend da, wie 
man vielleicht vermuten würde. Unter-
sucht wurden die drei Teilindikatoren 
„Öffentliche Verschuldung“, „Private 

Verschuldung“ und „Transferverfügbar-
keit“. Dabei landet Baden-Württemberg 
insgesamt nur auf Platz 6.

Interessant ist der Subindex Arbeit und 
Humankapital, bei dem Baden-Würt-
temberg einen guten dritten Platz ein-
nimmt. Hier scheint die wirtschaftliche 
Prosperität einen Bevölkerungsgewinn 
auszulösen, der der allgemeinen demo-
grafischen Entwicklung entgegensteht. 
Jedenfalls sind Baden-Württemberg 
und Bayern die einzigen Bundesländer, 
die nach aktuellen Prognosen des Sta-
tistischen Bundesamtes in Hinblick auf 
die Bevölkerungszahl bis 2050 nicht 
schrumpfen, sondern sogar leicht wach-
sen werden. 

Da haben die ostdeutschen Bundes-
länder ganz andere Probleme. Das 
Feld aber, wo der Westen immer noch 
vom Osten lernen kann, ist die Kinder-
betreuung. Bei diesem Indikator liegen 
die sonst durch sehr gute Platzierungen 
verwöhnten Flächenländer Baden-Würt-
temberg und Bayern mit weitem Ab-
stand hinter den ostdeutschen Ländern 
auf den Schlussplätzen.

Mängel in der Infrastruktur

Vor allem aber beim Faktor Infrastruktur 
kann sich Baden-Württemberg nicht 
zurücklehnen. Lange Staus auf den 
Autobahnen und verspätete Züge schla-
gen hier zu Buche. Auch beim Breit-
bandausbau ist das Land nicht spitze. 
Für Familienunternehmen aber ist gera-

de der Faktor Infrastruktur (zusammen 
mit Arbeit und Humankapital) sehr  
bedeutend, weshalb er stärker zu Buche 
schlägt. Denn die Forscher haben durch 
Befragungen mit den Unternehmen 
herausgefunden, welche Standort-
bedingungen wie stark zählen. Die fünf 
Subindizes wurden entsprechend ge-
wichtet und dann aggregiert.

Für Professor Heinemann vom ZEW zeigt 
der Bundesländerindex ein differenzier-
tes Bild. Die Stärken und Schwächen bei 
den einzelnen Indikatoren sind bunt ver-
teilt (siehe Grafik). „Ein übergreifender 
und vielleicht überraschender empiri-
scher Befund der Analyse ist, dass die 
Unterscheidung zwischen alten und 
neuen Bundesländern keine nennens-
werte Prognosekraft mehr für die Posi-
tion eines Standortes im Gesamtranking 
hat“, so Heinemann.

Was ihm noch aufgefallen ist: „Einige 
westdeutsche Länder sind hinsichtlich 
der öffentlichen und privaten Finanz-
situation schwächer aufgestellt. Noch 
dazu verfügen sie nicht über den Zu-
gang zu öffentlichen Förder-
instrumenten, wie er den ostdeutschen 
Ländern in der Regel zur Verfügung 
steht. Hier besteht somit zum Teil ein 
Gefälle im finanziellen Handlungsspiel-
raum von Ost in Richtung West, das 
mehr Beachtung verdient.“�

Cornelia Knust (Leiterin Kommunikation),

presse@familienunternehmen.de,

familienunternehmen.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Wir leben in einer Zeit von Unsicherheit und der damit einher-
gehenden Angst. Vor dem Hintergrund von Krieg, humanitärer 
Krise und wirtschaftlicher Not stellt sich natürlich die Frage, 
welche Auswirkungen diese Weltereignisse auf unsere lang-
fristige Anlageperformance haben werden.
Während diese Herausforderungen sicherlich unsere Aufmerk-
samkeit und tiefe Besorgnis rechtfertigen, müssen sie kein 
Grund sein, angesichts der Kapitalmärkte in Panik zu geraten, 
wenn Sie sich auf langfristige Investitionen konzentrieren.

Stellen Sie sich vor, es wäre 25 Jahre her, 1997:
J. K. Rowling hat gerade das erste Harry-Potter-Buch veröffent-
licht. General Motors bringt den EV1 heraus, ein Elektroauto 
mit einer Reichweite von 60 Meilen. Das Internet steckt noch in 
den Kinderschuhen, das Jahr 2000 steht vor der Tür und alle sind 
besorgt über die russische Finanzkrise. 
Ein Fremder bietet an, Ihnen zu sagen, was in den nächsten 25 
Jahren passieren wird. Hier ist die große Frage: Würden Sie an 
der Börse investieren, wenn Sie wüssten, dass die folgenden Er-
eignisse eintreten würden? Und könnten Sie investiert bleiben?

•	 Asiatische Ansteckung
•	 Russische Zahlungsunfähigkeit
•	 Tech-Zusammenbruch
•	 9/11
•	 Das „verlorene Jahrzehnt“ der Aktien
•	 Die Weltwirtschaftskrise
•	 Globale Pandemie
•	 Zweite russische Zahlungsunfähigkeit

Bei allem, was ich gerade erwähnt habe, was hätten Sie getan? 
Investiert und gekauft? Verkauft? Ihre Aktienbeteiligung er-
höht? Verringert?

Nun, schauen wir uns an, was passiert ist.

Von Januar 1997 bis Dezember 2021 erzielte der US-Aktien-
markt laut S&P Global Ratings eine durchschnittliche Rendite 
von 9,8 % pro Jahr. Ein zu Beginn des Zeitraums investierter Dol-

Warum langfristiges  
Investieren bei der  
Geldanlage so wichtig ist

Wiesbauer-Alukrane
 Die kompakten Mietkrane 
als Anhänger- oder LKW- 
Kran zum selbst bedienen.

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane . Schwertransporte . Montagen . Spezialfahrzeuge

Stuttgart   Tel. 0711.70091-95  Neckarsulm   Tel. 07132.34136-0
Schwaikheim   Tel. 07195.59999-27  Plankstadt     Tel. 06202.97860-36

Firmenzentrale

Wiesbauer GmbH & Co. KG
Laiernstraße 35 
74321 Bietigheim-Bissingen
Tel. 07142.9760-0
Fax 07142.9760-90
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lar wäre am Ende des Zeitraums etwa 10,25 USD wert. 
Diese Renditen stimmen weitgehend mit den Renditen in der 
Geschichte des Aktienmarktes überein. Wie kann das sein? Der 
Markt tut seine Arbeit. Es ist Wissenschaft.

Investitionen in Kapitalmärkte sind ungewiss. Die Rolle der 
Märkte besteht darin, diese Ungewissheit einzupreisen.

Investitionen in Aktien-, Immobilien und Anleihenmärkte sind 
ungewiss. Die Rolle der Märkte besteht darin, diese Ungewiss-
heit einzupreisen. In den letzten 25 Jahren gab es viele negative 
Überraschungen, aber auch viele positive. Das Nettoergebnis 
war eine Börsenrendite, die sehr vernünftig, sogar großzügig 
erscheint. Es ist eine Hommage an den menschlichen Einfalls-
reichtum, dass Menschen und Unternehmen reagieren und sich 
mobilisieren, um die Dinge wieder in Gang zu bringen, wenn ne-
gative Kräfte auftauchen.
Der menschliche Einfallsreichtum hat in den letzten 25 Jahren 
unglaubliche Innovationen hervorgebracht. Vieles lief schief, 
aber auch vieles richtig. Da draußen gibt es immer Gelegen-
heiten. Denken Sie darüber nach, wie anders das Leben im Ver-
gleich zu 1999 ist: die Art, wie wir arbeiten, die Art, wie wir kom-
munizieren, die Art, wie wir leben. Beispielsweise betrug das 
Bruttoinlandsprodukt der USA 8,6 Billionen US-Dollar im Jahr 
1997 und wuchs bis 2021 auf 23 Billionen US-Dollar an. 
Ich bin ein ewiger Optimist, weil ich an die Menschen glaube. Ich 
habe ein unerschütterliches Vertrauen in die Fähigkeit der Men-
schen, mit schwierigen Zeiten umzugehen. 1997 hätten nur wenige 
eine durchschnittliche Rendite von fast 10 % für den Aktienmarkt 
prognostiziert. Aber diese bemerkenswerte Rendite stand jedem 
zur Verfügung, der ein Anlagekonto eröffnen, ein breites Markt-
portfolio kaufen und den Markt seine Arbeit machen lassen konnte.
An der Börse zu investieren, ist immer unsicher. Unsicherheit 
vergeht nie. Wenn dem so wäre, gäbe es keine Börse. Aufgrund 
der Unsicherheit haben wir eine positive Prämie, wenn wir in 
Aktien gegenüber risikolosen Anlagen investieren. Meiner Mei-

nung nach muss man ein langfristiger Investor sein, um die Vor-
teile des Aktienmarktes zu nutzen.
Indem Sie in ein breit diversifiziertes Anlageportfolio mit Index-
fonds investieren, versuchen Sie nicht herauszufinden, welche 
einzelne Aktien florieren werden und welche sich nicht erholen 
können. Sie setzen auf den menschlichen Einfallsreichtum, um 
Probleme zu lösen.
Die Pandemie und der Krieg war ein schwerer Schlag für die 
Wirtschaft. Aber Menschen, Unternehmen und Märkte passen 
sich an. Das ist mein Weltbild. Was auch immer der nächste 
Schlag sein wird, dem wir gegenüberstehen, ich bin zuversicht-
lich, dass wir die Herausforderung auf eine Weise meistern wer-
den, die wir nicht vorhersagen können.
Ich würde niemals versuchen vorherzusagen, was in den nächs-
ten 25 Jahren passieren könnte. Aber ich glaube, dass die beste 
Anlagestrategie für die Zukunft darin besteht, die Lektion zu 
bedenken, die dieser Fremde 1997 gelernt hat: keine Panik. In-
vestieren Sie langfristig.

Lothar Eller,

info@ellerconsulting.de,

www.ellerconsulting.de

Lothar Eller, Geschäftsführer der Eller Consulting GmbH und MIT-Mitglied

SAX + KLEE GMBH
BAUUNTERNEHMUNG

www.sax-klee.de
68159 Mannheim
Dalbergstraße 30-34



50 Nr. 8 | 2022

Auch mittelständischen Fachbetrieben droht ein immer 
gravierender werdender Fachkräftemangel – heute schon 
ist dieser sehr deutlich bemerkbar: Laut aktueller Ifo-Kon-
junkturumfrage waren im Juli 2022 knapp 50 % der Unter-
nehmen beeinträchtigt. Für die Bereiche Küche und Wohnen, 
inklusive Bad, bedeutet dies ein Fehlen an Küchen- und Bad-
fachverkäufern sowie auch kompetenten Küchenmonteuren, 
gleiches gilt auch für das Schreinerhandwerk. Dieser Ent-
wicklung muss seitens der Branche dringend gemeinsam 
entgegengewirkt und die Qualifizierung von Fachkräften mit 
aller Kraft vorangetrieben werden. Im Zuge dessen müssen 
alle Kräfte mobilisiert werden, um Abhilfe zu schaffen. Bei 
DER KREIS, einem europaweit aktiven Verbund für Küchen- 
und Badspezialisten sowie Schreiner mit Sitz in Leonberg, 
leistet man seinen Beitrag hierzu. 

Kooperation von DER KREIS  
mit der Möbel-Fachschule

So wird die Fachschule des Möbelhandels (kurz: MÖFA) 
in Köln schon seit vielen Jahren ideell und auch finanziell 
unterstützt. „Seit diesem Jahr haben wir unser Engagement 
intensiviert: Über die DER KREIS ANJA SCHAIBLE STIFTUNG 

Ernst-Martin Schaible,  
Gründer und geschäftsführender Gesellschafter von DER KREIS

Mehr (Aus-)Bildung 
für mehr Fachhandels-
power

Der Varia-Pavillon in Leonberg-Ramtel
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sind wir Sponsor der höchsten Kategorie für einen Seminar-
raum an der MÖFA. Damit möchte die Stiftung die Fach-
schule aktiv unterstützen, ihren Ausbildungsauftrag speziell 
für die Küchenbranche mit voller Kraft wahrzunehmen“, so 
Ernst-Martin Schaible, Gründer und geschäftsführender 
Gesellschafter von DER KREIS. MÖFA-Schulleiterin Sabine 
Gantzkow hatte jüngst in der Fachpresse Alarm geschlagen, 
dass die Zahl der Studierenden zurückgegangen seien – 
Unterstützung ist also mehr als angebracht.

Schaible unterstreicht, dass bereits heute schon viele Kü-
chen- und Einrichtungsspezialisten nur schwer geeignete 
Fachverkäufer finden, dies sei ein Thema, das in Gesprächen 
mit den Mitgliedern der Verbundgruppe recht oft zur Spra-
che komme. Laut dem Statistischen Landesamt BW sind 
2021 generell die abgeschlossenen Ausbildungsverträge mit 
65.250 Vertragsabschlüssen auf einem neuen Tiefststand - 
bei der dualen Berufsausbildung ist in Baden-Württemberg 
die Zahl der Auszubildenden dramatisch auf 178.650 ge-
sunken. Im Ausbildungsbereich Industrie und Handel gab es 
dabei mit −1.030 den größten Rückgang an Neuabschlüssen.

Auch beim zu DER KREIS gehörenden Franchiseunter-
nehmen Varia, dessen Pilotbetrieb sich in Leonberg-Ram-
tel befindet, werden gute Fachkräfte gesucht. Ein Aspekt, 
wie dem entgegengewirkt werden kann: „Viele unserer 
Mitgliedsunternehmen bilden zunehmend wieder aus, um 
qualifiziert beraten und verkaufen zu können.“ Diese Aus-
bildungsaktivitäten und die daran anschließenden Quali-
fizierungen sollten weiter intensiviert werden, wobei die 
Verbundgruppe durch interne Bildungsmaßnahmen flankie-
rend unterstützt.

Fit für die Nachfolge  
durch eigene Akademie

Den eigenen Unternehmernachwuchs und angehende 
Führungskräfte fördert DER KREIS u. a. durch eine eige-
ne Akademie und ein angebotenes Betriebsmanagement-
Seminar. Die Teilnehmer  werden darin für eine ver-
antwortungsvolle Position im Betrieb vorbereitet.  Die aus 
acht Modulen bestehende, zusammen mit dem Bildungs-
zentrum Baden-Württemberg entwickelte, Ausbildung 
dauert ein Jahr und  wird mit einer IHK-Zertifizierung ab-
geschlossen. Im Laufe der letzten Jahre konnten bislang 
über 90 % der Absolventen anschließend eine Tätigkeit in 
der Küchenbranche – insbesondere eine Unternehmens-
nachfolge – wahrnehmen. 

Seit fast 4 Jahrzehnten setzt sich Ernst-Martin Schaible, zu-
gleich Stiftungsvorstand der 2009 gegründeten DER KREIS 
ANJA SCHAIBLE STIFTUNG, persönlich für die Förderung 
und die Gewinnung des Nachwuchses für die Küchenbranche 
– etwa mit der Installierung eines eigenen Berufsbildes 
„Küchenspezialist“ – ein. Die Stiftungsaktivitäten dienen 

konkret dazu, junge Menschen für den Beruf des Küchen-
spezialisten zu begeistern. Auch für Quereinsteiger wurde 
in Zusammenarbeit mit der MÖFA eine eigenständige 2-se-
mestrige Ausbildung zum „Küchenfachberater” geschaffen.

Die Jugend zu fördern, zu motivieren und „Werbung“ für 
die eigene Branche zu machen, wird umso wichtiger, wenn 
man die Ergebnisse einer aktuellen Studie des Kompetenz-
zentrums Fachkräftesicherung (KOFA) am Institut der deut-
schen Wirtschaft/Köln liest: Hiernach werden 7,3 Millionen 
Menschen voraussichtlich in den nächsten 10 Jahren aus 
dem Berufsleben ausscheiden. 

„Mir persönlich ist sehr wichtig, der Öffentlichkeit immer wie-
der zu verdeutlichen, dass die Küche im Mittelpunkt des Lebens 
steht. Küchengestaltung und Küchendesign sollen an Hoch-
schulen und anderen Bildungseinrichtungen ein Trendthema 
sein, um den jungen Studierenden aufzuzeigen, welche attrakti-
ven und kreativen Berufschancen diese Branche bietet“, hebt 
Ernst-Martin Schaible demgemäß hervor.�

Ernst-Martin Schaible,

presse@derkreis.de,

derkreis.de

Fo
to

: K
re

at
iv

st
ud

io
 H

en
ni

ge

Gesünder bauen und leben. Wer sich für WeberHaus entscheidet, 
kann sich auf ausgezeichnete Raumluftqualität freuen, die weit 
über den Standard hinausgeht.

... geht gesundes Wohnen.

So entspannt ...

weberhaus.de
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Das Landgericht München I hat mit Be-
schluss vom 14. März 2022 (Az. 3 OH 
2767/22 KapMuG) ein sog. Musterver-
fahren nach dem Kapitalanleger-Muster-
verfahrensgesetz (KapMuG) gegen den 
ehemaligen Vorstandsvorsitzenden der 
Wirecard AG, Herrn Dr. Markus Braun, 
und die Ernst & Young GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft (EY) ein-
geleitet. In diesem Musterverfahren soll 
das Bayerische Oberste Landesgericht 
nun gebündelt für alle Parallelverfahren 
die wesentlichen Haftungsfragen klären.
Die Einleitung dieses KapMuG-Verfahrens 
ist aus Sicht der geschädigten Anleger 
sehr zu begrüßen. Denn für Geschädigte, 
die ihre Ansprüche bislang noch nicht im 
Klageweg geltend gemacht haben, besteht 
nunmehr die kostengünstige Möglichkeit, 
ihre Schadensersatzansprüche durch einen 
Rechtsanwalt verjährungshemmend zum 
Musterverfahren anzumelden. 

Ein wesentlicher Vorteil der Anspruchs-
anmeldung ist, dass die Verjährung 
des angemeldeten Schadensersatzan-
spruchs bis zum Abschluss des Muster-

verfahrens gehemmt wird, ohne dass 
der geschädigte Anleger selbst direkt 
den deutlich kostenintensiveren Klage-
weg beschreiten muss. Dies ermöglicht 
es den Geschädigten, mit geringem 
Kostenaufwand und ohne Prozess-
kostenrisiko den Ausgang des Muster-
verfahrens abzuwarten, um sodann 
jedenfalls faktisch von den im Muster-
verfahren getroffenen Feststellungen 
und der geklärten Rechtslage profitie-
ren zu können. Denn der Musterent-
scheid entfaltet – zumal regelmäßig 
eine Überprüfung durch den Bundes-
gerichtshof erfolgt – auch gegen-
über den Anmeldern eine faktische 
Bindungswirkung für die Gerichte. So-
bald das Musterverfahren beendet ist, 
können sich die Anmelder dann – unter 
Auswertung des Musterentscheids – 
entscheiden, ob sie ihren Anspruch 
selbst im Klageweg geltend machen 
wollen oder nicht.

Aktuell nimmt das Musterverfahren sei-
nen geplanten Verlauf: Das Landgericht 
München I hat begonnen, die bislang 
gegen EY eingereichten Klagen im Hin-
blick auf das Musterverfahren auszu-
setzen und der sog. Eröffnungsbeschluss 

durch das Bayerische Oberste Landes-
gericht wird in Kürze erwartet.

Achtung: ab Eröffnung des Musterver-
fahrens durch das Bayerische Oberste 
Landesgericht beginnt die sog. Anmelde-
frist zu laufen. Ab diesem Zeitpunkt 
haben geschädigte Anleger daher die 
Möglichkeit, ihre Ansprüche innerhalb 
einer Frist von 6 Monaten – damit wahr-
scheinlich in den ersten Monaten des 
Jahres 2023 - schriftlich durch einen 
Rechtsanwalt gegenüber dem Ober-
landesgericht anzumelden.

Vor diesem Hintergrund empfehlen wir 
geschädigten Anlegern, jetzt aktiv zu 
werden und ihre Handlungsmöglich-
keiten juristisch prüfen zu lassen. Denn 
ohne Anspruchsanmeldung zum Muster-
verfahren oder andere verjährungs-
hemmende Maßnahmen drohen An-
sprüche der Geschädigten im 
Wirecard-Skandal Ende des Jahres 2023 
zu verjähren!�

RA Elisabeth Hirth,

ukm@sonntag-partner.de,

sonntag-partner.de

Rechtsanwältin Elisabeth Hirth

Wirecard-Finanzskandal 
 

Was müssen  
Geschädigte  
Anleger jetzt 
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

1A Autenrieth GmbH&Co. KG	

autenrieth-kunststofftechnik.de

Bartholomäus GmbH

geba-emerkingen.de

Karl Burger Maschinenbau GmbH + Co.	

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG	

claus-gebaeudereinigung.de

Einkaufsgesellschaft für  

Küche & Wohnen mbH 	

derkreis.de

Gebr. FALLER GmbH	

faller.de

Artur Farr GmbH + Co. KG 	

farr-feinmechanik.de

Erwin Friedmann Kunststoffwerk GmbH	

friedmann-formteile.de

Gehr Kunststoffwerk  

Vertriebsgesellschaft mbH	

gehr.de

Geltz Umwelttechnologie GmbH	

geltz.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik	

gl-gmbh.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	

gmt-gmbh.de

Grünemay & Abt KG 	

gruenemay-abt.de

Häcker Fliesen und Naturstein GmbH	

haecker-stein.de

Hermann Hauff GmbH & Co. KG	

hauff.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG	

hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Honold & Kirchner GmbH	

honold-kirchner.de

IHB - Industrie- und Hydraulikbedarf 

GmbH	

ihb-illingen.com

Rathberger GmbH	

rathberger-blech.de

R.I.E.MPP  

Industrieservice Elektrotechnik GmbH	

riempp.de

Salzmann Kühler GmbH	

salzmann-kuehler.de

SAX + KLEE GmbH Bauunternehmung	

sax-klee.de

SchwörerHaus KG	

schwoererhaus.de

Spirituosen Manufaktur und  

Whisky-Destillerie Immanuel Gruel	

tecker-whisky.com

STOPA Anlagenbau GmbH	

stopa.com

Karl Uhl GmbH & Co. KG	

uhl-baustoffe.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	

weberhaus.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 	

wiesbauer.de
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG

Mitglied werden



Halle 11, Stand B73

www.stopa.com

Euroblech in Hannover
25. – 28. Oktober 2022

Erleben Sie die volle Bandbreite 
automatischer Blech-  
und Langgutlager bei STOPA

C O M P A C T  L A G E R 
P I C K I N G  T O W E R 
W A R E N E I N G A N G 
KIPP-AUSHUB-STATION 
L A N G G U T L A G E R

Kipp-Aushub-Station
Die Kippaushubstation  

stellt eine einfache, 
 voll automatische Möglich-

keit dar, Stabmaterialien 
vereinzelt auszugeben und 

bietet eine gleichzeitige 
Versorgung nachfolgender 

Bearbeitungsmaschinen.

AUTOMATION 
WITHIN


